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Deutſcher Heeresbericht.
Sroßes Hauptquartiet, 19. Dez. 1917.

e Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht. Jn einzelnenJ r am S der Srarve,

und Graincourt walerietätigkeit lebhaft. ken o gmittas die grrert
Heeresgruppe Deutſcher Kronprinſtoß brachee eine Sturmabteilung nordöſtli

Anzahl Franzoſen ein.
Unſere Flieger haben London, Ramsgate und

r a te mit Bomben angegriffen und gute Wirkung er-

Leutnant Bongartz errang ſeinen 27. Luftſieg.
Oeſtlicher Kriegsſchauplatz. Nichts Neues.
Mazedoniſche Front. Zu beiden Seiten des Wardar

lebhafte Feuertätigkeit.

Jtalieniſche Front.
Tagsüber heftige Artilleriekämpfe. zwiſchen Brenta und

Piave. Nach heftiger Feuerwirkung ſtürmten unſere Truppen
den Monte Aſolone und die nordweſtlich und nordöſtlich
anſchließenden italieniſchen Stellungen. 48 Offiziere und mehr
als 2000 Mann wurden gefangengenommen. Jtalieniſche An-
griffe öſtlich vom Monte Solarvple ſcheiterten.

Für allgemeinen Füeden.

Teilnahme von Volksvertretern an den Friedens

(W. T. B.)

Jn kühnem Vor
von Cravynune eine

verhandlungen.
Wien, 18. Dezember. Das Abgeordnetenhaust 140 gegen 182 Stimmen einen à ringe

erlangen nach
von Volksvertretern behufs Teilnahme an den Friedensverhand
lungen mit Rußland, der Sozialdemokraten betreffs
Durchführung des Grundſatzes eines Friedens ohne Annektio-
nen und Kontribnutionen und betreffs Jnanſpruchnahme der
Vermittlung der ruſſiſchen Regierung für die Nebermittlung
ves Vorſſages für einen allgemeinen Frieden an die feind
lichen Staa l. n. In Begründung der Anfrage legte Abg.
Stanek neuer den Standpunkt der Tſchechen hinſichtlich
des Selbſtbeſtimmungsrechtes der öſterreichiſchen Völker dar
und verlangte, daß Friedensverhandlungen von Volk zu Volk
geführt werden. Der Ruthene Petruszewicz begründete ſeine
gleichlautende Anfrage vom rutheniſchen Standpunkt aus,
wobei er neuerlich gegen die Angliederung des ukrainiſchen
Bodens an Polen ſchärfſtens proteſtierte.

Dr. Adler (Soz.) erklärte, die ſozialdemokratiſche Anfrage
vom heißeſten Wunſche nach einem allgemeinen Frie-en diktiert Redner beglückwünſchte die ruſſiſchen Revo

lutionäre. daß es ihnen gelungen ſei, den Weg zum Frieden
zu bahnen. Viel dazu habe Graf Czernin beigetragen,
deſſen Verdienſt es ſei, das Eingehen in die Verhandlungen er
möglicht zu haben. Redner wünſchte, daß die ruſſiſchen Frie
densunterhändler die Ueberbringer der Botſchaft der Mittel
mächte an die Ententeſtaaten werden, in der feſtgeſtellt werde,
daß die verbündeten Mittelmächte nichts anderes wollten, als
was Graf Czernin in einem Erpoſée W des Friedens
ohne erzwungene Gebietserweiterungen, ohne wirtſchaftliche
Vergewaltigung und bezüglich der Abrüſtung dargelegt habe.
Eine ſolche Botſchaft würde den Erfolg haben, daß die täglich
ſtärker werdenden Friedensbeſtrebungen in den Ententeſtaaten
unüberwindlich würden.

Abg. Wald ner vroteſtierte namens der Deutſchen ent
chieden gegen die Teilnahme nationaler Vertreter an den
friedensverhandlungen, namentlich der Tſchechen und Süd

ſlawen. Er verwies auf den von deutſchen Delegierten einge-
brachten Antrag betreffend einen Frieden ohne territoriale,
wirtſchaftliche rgewaltigungen, jedoch mit „Sicherungen
unſerer Erenzen“ und unſerer Zukunft. Er forderte namens
der Geſinnungsgenoſſen entſchieden Einheit und Solidarität
im Vorgehen der Monarchie und Deutſchlands in den Frie
densverhandlungen. Der Friede müſſe füreinander und mit
einander geſchloſſen werden. Hierin ſeien auch die Türkei und
Bulgarien inbegriffen. Abg. Koroſec vertrat namens derSüdſlawen die Stern nach Teilnahme von Vertretern der
öſterreichiſchen olker an den Friedensverhandlungen. Der
Pole Jaworſki erklärte, die Worte des deutſchen Reichs
kanzlers über Polen, Litauen und Kurland, ſowie die Erklärung
des Grafen Czernin betr. den Polenſtaat, erfüllten die Polen
mit Vertrauen.

Wien, 18. Die Arbeiterzeitung ſagtWenn die Mittelmächte Rußland Vorſchläge machen die
Lenin und Trotzki annehmen können, dann können
dies nur Vorſchläge ſein, die für al le Völker. auch für Eng
land, Frankreich und Jtalien annehmbar z eſe Vor
ſchläge werden vor der ganzen europäiſchen Oeffent-
lichkeit gemacht werden, werden alſo i Ankerey weſt
lichen Feinden nicht unbekannt bleiben. Die Völker Eng-
lands, Frankreichs und Italiens werden es erfahren, wenn
wir Vorſchläge machen, die für al le Völker annehmbar ſind
und ſie werden Lloyd George, Clemenceau und Sonnino
davonjagen, wenn dieſe die Annahme der Vorſchläge
zurückweiſen.

ertreter bei den Friedensverhandlun Berlin, 19. Degeh dem Staatsſekretär des Answärtfagen v. Kühlmann wir

das Anewärtige Amt bei den Friedensverhandlungen in Breſt
Litowſk durch den Direktor der handels politiſchen Abteilung
Wirklichen Geheimen Rat Johannes vertreten ſein.

Saale), Mittwoch, den 19. Dezember 1917. 28. Jahrg.

Der Reichskanzler und Staatsſekretär Kühlmann ſind im

Wahl

Sozialdemokratiſches Organ
für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merleburg- Buerfurk, Delihſch- Bikterfeld,

Wikkenberg Schweinih, Torgau Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckartsberga und die Mansfelder Kreiſe.

Großen Hauptquartier. Graf Czernin und der türkiſche Außen-
miniſter Neſſimi Bey reiſen über Berlin nach Breſt-Litowſtk.

Sofia, 18. Dezember. Miniſterpräſident Radoſlawow gab
in der Sobranje unter allgemeiner Aufmerkſamkeit den mit
Rußland abgeſchloſſenen Waffenſtillſtandsvertrag bekannt. Die
Verleſung war von einmütiger Zuſtimmung aller
Parteien begleitet.

Konſtantinopel, 18. Dezember. Die amtliche Nachricht
von dem Abſchluß des Waffenſtillſtandes mit Rußland wirkte,
namentlich im Zuſammenhang mit der darauf folgenden Frei-
heit der Handelsſchiffahrt auf dem Schwarzen Meere, ſenſa-
tionell. Das Volk reißt ſich die Zeitungen aus den Händen.
e gibt man der lebhaften Freude über das Ereignis

usdruck.
Rumänien und der Waffenſtiſlſtand. Die ValkanAgentur

meldet offiziös aus Jaſſy: ie rumäniſche Regierung hat dem
Abſchluß des Waffenſtillſtandes amtlich zugeſtimmt.
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Gegen falſche Gerüchte. Petersburg, 15. Dezember.
Prawda widerſpricht auf das Entſchiedenſte dem in der ganzen
bürgerlichen und ſozialpatriotiſchen Preſſe verbreiteten Gerede
über deutſche Waffenſtillſtandsbedingungen, die bei den Be
ſtrechungen in Breſt-Litowſk geſtellt worden wären, daß näm-
lich die Deutſchen verlangt hätten: 1. Räumung von Peters-
burg, 2. Räumung von Finnland, 8. Entwaffnung Rußlands,
4 deutſches Monopol für Getreideausfuhr. Alle dieſe Mit-
teilungen ſeien unverſchänmte Lügen. Weber dieſe Bedin-
gungen, noch irgend etwas Aehnliches ſei in amtlicher oder
privater Form gefordert worden. Ein für allemal müſſe auch
betont werden, daß nichts Derartiges in einem Bericht von
der ruſſiſchen Abordnung aus Breſt-Litowſtk geſtanden habe.

Die Stimmnng in Petersburg. Daily Telegraph erföhrt aus
Petersburg: Die ruſſiſchen Abgeordneten haben nach Wieder
eröffnung der Unterhanblungen über den Waffenſtillſtand dar
auf beſtanden daß keine deutſchen Truppen von der Oſtfront

der Frieden, und fehr wahrſch
in r aus den Unterhandlungen hervorgehen werde. Feſt
ſteht, daß, wenn kein anderer Frieden ſchlie“ Rußland es
bald tun wird. Der Geſandte v. Lucius iſt nach Petersburg
gereiſt, angeblich mit Genehmigung der Bolſchewiki.

Austanſchverkehr an der Oſtfront. Reutrale Blätter berich-
ten: An verſchiedenen Fronten, beſonders in der Gegend von
Minſk, hat bereits ein Handelsverkehr begonnen. Die Dent-
ſchen tauſchen dort Metallwaren gegen Lebensmittel ein.
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Die Polen fordern Zulaſſung.
Berlin, 19. Dezember. Nach der Kreuzzeitung iſt man

an die Regierungen von Wien und Berlin mit dem Erſuchen
berangetreten, auch die Vertreter des polniſchen Volkes an den
Friedensverhandlungen teilnehmen zu laſſen. Eine Entſchei-
dung über dieſe Frage ſei bisher nicht erfolgt.

Dieſe Zulaſſung ſollte ſelbſtverſtändlich ſein, ſofern
man wahr machen will, z Polen Selbſtbeſtimmungsrecht er
halten ſoll Ueberdies müßten die Zugelaſſenen auch wirklich
freigewählte Vertreter des polniſchen Volkes ſein.
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Nur die Fraktionsführer.
Der deutſche Reichstag wird nicht berufen, er hrt

über den Frieden nicht mit zu beraten. Nicht einmal der
r v ch u ß ſoll einberufen werden, weil er „zu groß“
ei und „die Verhandlungen nur erſchwere“. An Stelle deſſen

ladet der Reichskanzler die Fraktionsführer zu ſich, um
mit ihnen zu ſprechen. Das iſt bequem, denn das alles iſt ge
l.eim, die Fraktionsführer können keine Beſcklüſſe faſſen und
die Regierung iſt an keine Aeußerung gebunden.

Eine Berliner Meldung lautet: Zu der Konferenz der Führer
der Reichstagsfraktionen am Donnerstag nachmittag beim
Reichskanzler haben abweichend von der bisherigen Gepflogen
heit auch die Unabhängigen Sozialdemokraten Ein-
lodungen erhalten. Es werden beim Kanzler erſcheinen für die
Unabhängigen Sozialdemokraten Hagaſe, für die Sozial
demokratiſche t Ebert und Scheidemann für die
Fortſchrittler Fiſchbeck, für die Nationalliberalen Streſe
mann, für das Zentrum Trimborn und Erzberger,
für die Deutſche Fraktion v. Gamp, für die Polen Seyda,
für die Konſervativen Weſtarp endlich werden auch der
Präſident des Reichstages Dr. Kaempf und der Vorſitzende
des Hauptausſchuſſes Fehrenbach an der Ausſprache teil
nehmen.

Volksabſtimmung im Often
Die bürgerliche Preſſe meldet Roſiges über die ſchönen Pläne

der „Mehrheitsparteien“. Es heißt da in einer Drahtung:
„Man betont in den Kreiſen der Mehrheitsparteien, daß wir

keinerlei Gebietserweiterung nach dem Oſten an-
zuſtreben brauchten, und wünſcht, daß das Hauptgewicht des
kommenden Friedens anf den Ausbau unſerer wirtſchafts- und
handelspolitiſchen Beziehungen zu Rußland gelegt werden möge.
Ueber das künftige Schickſal der beſetzten Gebiete ſolle eine
Volksabſtimmung der dortigen Vevölkerung nach den Grund-
ſätzen des Selbſtbeſtimmungsrechtes entſcheiden, ohne Rückſicht
auf irgendwelche politiſche Kombinationen, die doch nur immer
wieder der Grund ſpäterer Komplikationen werden müßten.
Es ſei ſelbſiverſtändlich, daß ein derartiges Programm den
heftigen Widerſpruch der ganz rechts ſtehenden Kreiſe wecke, die
bereits von einem Verzichtfrieden redeten. Die Mehrheits

artien wollen ſich jedoch unter keinen Umſtänden von ihremWeg abbringen laſſen und beabſichtigen ſogar nicht einmal,

ich ein allgemeiner Frieden.

interfraktionelle Beratungen über dieſen Gegenſtand mit den
anderen Varteien abzuhalten.“

Dieſe Meldungen ſind weiter nichts als die Annahmen oder
letreffenden Zeitungsberichterſtatter. Jn Wirklichkeit liegen
die Dinge bei den Mehrheitsparteien ganz anders. Man ver

gleiche nur, was nattonalliberale, fortſchrittliche und zentrüm-
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liche Annektioniſten letzter Tage veröffentlicht haben. Das
Selbſtbeſtimmungsrecht kam dabei am ſchlechſten weg.
Würde man allerſeits den Grundſatz der Selbſtbeſtimmung für
die Friedensverhandlungen wählen und befolgen, ſo wären
dieſe Verhandlungen ſehr einfach und der Frieden in einigen
Tagen durchgeſetzt.

Die Entſcheidung fällt wo anders!
Eine ſpätere Meldung beſagt: Wie weiter berichtet wird,

dürfte der ganze Streit jedoch ziemlich unnötig ſein. Die wirk
liche Entſcheidung über den kommenden Frieden fällt in dieſen
Stunden bei den Beratungen im Großen Hauptquar-
tie r.

Das ſtimmt. Laut Verfaſſung entſcheidet nicht die Volks
rertretung über Krieg oder Frieden, nein, die hat in ſolchen
Lebensfragen des Volkes überhaupt nichts zu ſagen. Ob die
Regierung ſchließlich einen ſelbſtändigen Willen aufbringt
und durchzuſetzen verſteht, darüber kann nichts vermutet wer-
den. Wer da weiß, wie ſogar der ſtarke Bismardk nur teilweiſe
ſeine Anſicht gegenüber der militäriſchen Seite durchſetzen
konnte, wird hier vorſichtig ſein.

Die Strafe für Kriegsfortſetzung.
Die Londoner Times meldet aus Petersburg, daß die

Volkskommiſſare angeblich beabſichtigen, alle ausländiſchen
Anleihen zu annullieren, ſobald mit Sicherheit feſt
ſteht, daß die Alliierten ſich weigern, an den
Friedensunter handlungen teilzunehmen.

s

Friedensſehnſucht in den Ententeländern.
Aus Stockholm wird berichtet: Bekanntlich richtete die Bol-

ſchewiki- Regierung an die Demokratie der Ententeländer einer
Aufruf, in dem ſie aufgefordert wurde. mit allen Kräften für
cinen allgemeinen Frieden einzutreten. Die franzöſi
ſchen Minderheitsſozialiſten haben darauf geant
wortet, daß Frankreich überhaupt kriegsmüde ſei, es
herrſche eine a huſucht nach dem Frieden; dieſelbeh

a en der engliſFredensproraganda in Fran
rochen
ß di

un
veröffentlicht werden ſollen.

Kriegszieldebatten in England.
Aus London wird berichtet: Am Mittwoch werden im Unter-

hauſe die Debatten über Kriegsziele ſtattfinden. Es wird be
der Regierung energiſch darauf gedrungen werden, die Kriegs
ziele Englands bekannt zu geben. Die öffentliche Meinung if
ſehr für eine klare Feſtlegung der Kriegsziele der Alliierten
Man hofft, daß der Premierminiſter oder Balfour eine Er
klärun abgeben wird. Die Arbeiterpartei verlangt faſt ein
ſtimmig eine Reviſion der Kriegsziele und ihre nenerliche Be
kanntgab

Gewalt gegen Friedensfreunde.
Der Militarismus iſt ſich überall gleich. Gegen die ent

ſchiedene Friedenspropaganda kennt er nur Unterdrückung und
Gewalt. So wird aus Paris gemeldet: Der Juſtizausſchuß
der Kammer verhandelte über den Geſetzesantrag des ryyalt-
ſtiſchen Abgeordneten Delahaye, der pazifiſtiſche Aeuße-
rungen mit der Tod es ſtrafe vedroht. Der Ausſchuß hörke
den Bericht des Juſtizminiſters. Dieſer erklärte: Die Re-
gierung lehne den Vorſchlag Delghaye ab, beabſichtige aber
andererſeits, eine Novelle zum Geſetz vom 4. Auguſt 1914 über
den Kriegszuſtand ernzubringen. durch welche die die Notwehr
betreffenden Geſetzesbeſtimmungen verſchärft würden. Unter
das Geſetz würden demnach zukünftig auch pazifi tiſh
Aeußerungen fallen Als Höchſtſtrafe ſeien fünf Jahr
Gefängnis vorgeſehen. Die Novelle werde genügend Hand-
haben bieten zur Unterdrückung pozifiſtiſcher Propaganda.

Nein, das iſt nicht wahr. Denn den Geiſt der Verſtändigung
kann man nicht ins Gefängnis ſperren. Er wird ſich erheben
gegen das imperialiſtiſch- militäriſche Gewaltregiment.

Auch in Ztalien herrſcht der Terror gegen die Friedens
freunde. Miniſterpräſident Orlando ſucht durch immer zahl
reicher werdende Verhaftungen und Anklageerhebungen gegen
die Giolittianer die mächtig im Wachſen begriffene Friedens
bewegung zu unterdrücken. Ein intimer Freund Giolittis
Graſſo Campana, wurde unter der Beſchuldiqung verräteriſcher
Umtriebe in Unterſuchung genommen. Der Kammer liegt fer
ner ein Antrag des Juſtizminiſters auf Aufhebung der Jmmuni
tät einiger ſozialiſtiſcher Abgeordneter vor.
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Noch eine Ladung Geheimverträge! Die Londoner Mornine
Poſt meldet aus Liſſabon: Die neue portugieſiſche Regie
rung kündigt die Veröffentlichung der Geheimverträge der
früheren Regierung mit der Entente an.

Die Oſtafrikaner, die aus Tabora nach Frankreich verſchich
wurden, ſind jetzt endlich über die Schweiz freigegeben worden
darunter 150 Frauen und Kinder.

DerDie Schweizer Nenutralität. Bern, 18. Dezember.
neue Bundespräſident Calonder erklärte, er habe den feſter
Willen, die ſtrjkteſte, gewiſſenhafteſte und loyalſte
n Der Bundesrat ſei mit ihm darin einig,
dieſe Richtlinie eingehalten werden müßte.

Schwediſche Hilfe für Finnland. Stockholm, 18. Dezbr
In einer von über 2000 Perſonen beſuchten wurdeeine Entſchließung angenommen, in der die Regierung auf.
gefordert wird, die Jnitiative zur Hilfeleiſtung für das
von Hungersnot bedrohte Finnland zu ergreifer
und auch andere Regierungen zu erſuchen, Finnland Hilfe zu
leiſten. Als Redner traten auf die Profeſſoren Montelius und
von Wendt, Erzbiſchof Söderblom. die Schriftſtellerin Ellen
der ſogialiſtiſche Abgeordnete von Stockholm Paſtor Kle
Bürgermeiſter Lindhagen, Profeſſor Knut Kijellberg.

n 2

eite r24 r
v.

m. 4

z

e

a



Rußland.
Die ruſſiſche Regierung und die Reichen.

Beſchaffung von warmer Winterkleidnng. Der Petersburger
Arbeiter und Soldatenrat hat über Requiriexung warmer
Sachen für die Soldaten an der Front folgende Verfügung ge
troffen: 1. Jn Petersburg ſind in jeder reichen Wohnung je eine
warme Decke und ein warmes Kleidungsſtück beſchlagnahmt.
Alle zu liefernden Sachen müſſen ſich in gutem Zuſtande befin
den. Wer unbrauchbare Sachen liefert, hat eine Geldbuße bis
zu 500 Rubel zu gewärtigen. 2. Als reiche Wohnung gilt jedeeinzelne Wohngelegenheit, für die 2400 oder mehr Rubel Heleie
gezahlt werden. Zwegs Kontrolle der eingehenden Sachen ſind
die Jnhaber reicher Wohnungen verpflichtet, ſofort, ſpäteſtens
kis zum 12.-25. Novemker, unter Androhung einer Strafe von
500 Rubel, eine Erklärung über die von ihnen für die nt zu
liefernden warmen Sachen in zwei Ausfertigungen abzugeben.
Mit der Requirierung dieſer Winterſachen werden die Woh
nungs-Komitees beauftragt. Die ruſſiſche bürgerliche Preſſe
iſt auch über dieſen Erlaß der Bolſchewiki ſehr entrüſtet, obwohl
dazu kein Grund vorliegt.

Revolutionsfeindliche Botſchafter. Petersburg 17. Dez.
Der Votſchafter in Tokio, Krupenſky, und der Botſchafter in

e dLondon, Nabokow. werden vor ein revolutionäres Gericht ge
ſtellt werden, weil ſie falſche, die Regierung der Volkskom-
miſſare bloßſtellende Gerüchte ve rbreitet haben. Falls ſich die
Botſchafter dem Gericht nicht ſtellen, werden ihre Güter ein-
gezogen werden.

Die ruſſiſche Handelsflotte nutzlos für die Entente. Aus
London wird gemeldet, daß die ruſſiſche Regierung an alle
ruſſiſchen Schiffe einen Befehl übermittelte, den Transport
von Munition und Kriegsmaterial für Länder der Entente
und Rußland ein zuſtellen. Die für ruſſiſche Rechnung geladene
Munition ſoll eventuell in neutralen Häfen gelöſcht werden.
Die ruſſiſchen Schiffe ſollen in neutralen Häfen die An-
weiſungen der ruſſiſchen Regierung bezüglich der neuen Fahrt
und Ladung abwarten, die tunlichſt aus Lebensmitieln und
fonſtigen Erzeugniſſen. deren Rußland dringend bedarf, be-
ſehen ſoll. Der vorliegende Befehl der ruſſiſchen Regierung
iſt eine Jogiſche Folge aus dem Abſatz V der Beſtimmungen
des Waffenſtillſtandsvertrages, in dem vereinbart wird, daß
auf Grund noch zu treffender Abmachungen gegenſeitige An-

ndels- und Kriegsſchiffe nach Möglichkeit
rbleiben ſollen.

Aus Amerika.
Aus London wird gemeldet: Amerikaniſche Sachverſtändige

haben entgegen den vhantaſtiſchen Meldungen der amerika-
niſchen Kriegspreſſe zugegeben, daß Amerika binnen Jahres-
friſt nicht mehr als 100 000 Mann nach Europa ſenden könne.
Größere Transporte ſeien undurchführbar, weil in den ameri
kaniſchen Hafen alle Lagerhäuſer mit verſandfertigen Lebens-
mitteln und Munition voll lägen, die wegen Schiffsmangels
nicht nach Europa gebracht werden können. Bei der Abfahrt
aus Amerika hörten Reiſende, die ſoeben in London eintrafen,
von Schwierigkeiten, die Meriko bereiten könne, weshalb ameri
kaniſche Soldaten zurückgehalten werden. Jm März muß
Amerika die Getreidetransporte nach Europa einſtellen, weil
dann nur noch drei Viertelrationen für den amerikaniſchen

zriffe auf die Ha

Bedarf vorhanden ſind. Neuyorker Blätter hatten am 1. De-
zember berechnet, daß Amerika ſeit Kriegsbeginn mit Deutſcht

land 6 Kriegsſchiffe, 38 Handelsſchiffe und 961 Menſchen ver-
loren hat.

Jn Amerika iſt der Sozialdemokrat Frederick Kraft zu
fünf Jahren Zuchthaus verurteilt worden, weil er
in einer Rede zu Newark die Regierung der Vereinigten Stag-
ten wegen der Teilnahme am Kriege kritiſierte und ihr Recht
bezweifelte, Soldaten nach Frankreich zu ſenden.

Erſt 40 0007 Das Berner Tageblatt berichtet: Verläßlichen
Nachrichten zufolge kann heute die Stärke der Amerikaner in
Weſten auf 40 000 Mann beziffert werden, von denen über ein
Virtel uniformierte Eiſenbahner ſind, die lediglich den Bahn-
bau hinter der Front übernehmen ſollen, ferner ein ganzes
Regiment von Holzarbeitern ſowie zahlreiche techniſche Forma-
tionen, Sanitätskolonnen, Trains und ein Fliegerkorps.

So werden die Vo'“ksmaſſen eingeſeift!
London, 18. Dezember. Die Unterhausdebatte über einen

von der Regierung. angeforderten Betrag für den ſogenannten
Kriegsgielausſchuß gibt einen Einblick in die unter Carſons
Leitung ſtark betriebene Scharfmacherei, durch welche die eng
liſche Regierung die Kriegsmüden bei der Stange zu halten
verſucht. Verſammlungen, Vorträge und Lichtbildervorfüh
rungen hat der Ausſchuß in allen Teilen des Landes ver-
anfſtaltet und fünf Millionen Flugſchriften verteilt.

Die p a iſtiſche Gruppe des Unterhauſes lehnte die
Bewilligung mit der Begründung ab, daß nach Eingeſtändnis
der Regierung dieſe Stimmungsmache der Bekämpfung der
pazifiſtiſchen Propaganda diene, Regierungsgelder aber nicht
für eine innerpolitiſche Werbetätigteit verwandt werden
dürften.

Outwaite rief, dieſer Feldzug bezwecke lediglich, die
gegenwärtige tyranniſche Regierung im Amte zu erhalten.

Der Nationaliſt Dillon rügte es, daß die Regierung nicht
angebe, für welche Kriegsziele ſie im Lande werbe. Wie
könne ſie aber nach Veröffentlichung der Geheimverträge die
Unverfrorenheit haben. dem Unterhauſe zu ſagen, daß
die Einzelheiten der Kriegsziele erſt in der Friedenskonferenz
feſtgeſert werden würden; gewiſſe Einzelheiten ſeien ja hin-
ter dem Rücken des Volkes in jenen Verträgen feſt-
geſetzt worden. Da die Regierung fich nicht über ihre Kriegs-
ziele erklarte, ſei es himmelſchreiend, vom Parlamente unbe
grenzte Mittel für eine ungeheure Organiſation zur „Auf
flärung“ des Volk
dem könne da
Verſtändigung m
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3 über die Kriegsziele zu verlangen, außer
Verharren bei dieſem blinden Kurſe ohne klar

it den Vereinigten Staaten, Frantreich und
Fialien über die wirklichen Kriegsziele der Alliierten ver
derblich werden. Dillon legte ferner Verwahrung gegen Car-
ſon als Leiter dieſer Stimmungsmache ein, deſſen Reden
großen Schaden anrichteten, und der unlänaſt den Vorſchlag
eines Völkerbundes verhöhnt habe; dieſe abfällige Kritit des
Völkerbundes ſei geradezu eine Herausforderung Wilſons, um

bedenklicher, als es nachgerade ganz klar ſei, daß England
den Krieg verlieren würde, ſofern es kein inniges Einver-
nehmen mit Wilſon und den Vereinigten Staaten aufrecht-
erhalte.

c 90-Der Li berale Holt empfahl, das Haus möge alle von der
Regierung beantragten Kredite ablehnen, bis ſie erkläre,
welches die Kriegsziele der Nation ſeien.
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Hollands Proteſt gegen die deutſche Regierung. Hagag,
17. Dezemk Das Korreſpondenzbureau erfährt, daß die
holländiſche Regierung anläßlich der jüngſten Exklärung
Deutſchlands über die Beſchränkung der Schifffahrt
auf der freien See, namentlich wegen der Erſchwerung d
Fahrt nach England, proteſtiert hat.

Aus Portugal. Wie Temps meldet, beabſichtigt die neue
portugieſiſche Regierung das allgemeine Wahlrecht wieder ein

zuführen, d. h. den Analphabeten, die 75 Prozent der Bevölke-
rung Portugals ausmachen die Wahlbeteiligung zu geſtatten

Weitere Schiffsverſenkungen. Berlin, 18. Dezember. Neue
nVootserfolge im Sperrgebiet um England: 17000 Br.
R.-T. Unter den verſenkten Schiffen befanden ſich der bewaff-
nete franzöſiſche Dampfer Feanne Confeil (2300 T.) mit Oel
on Algier nach Bordeaur, ſowie zwei größere Dampfer, die

im Aermelkanal aus einem durch Zerſtörer ſtark geſicherren
Geleitzug herausgeſchoſſen wurden. Außerdem wurde an der

Fronaöüſchen Weſtküſte gegen den bewaffneten franzöſiſchen

Sererer Texas (6674 T), der als vonſten kommenden dte dere akt
ſicherten Geleitzuges fuhr, ein Torpedotreffer erzielt. (Anilich)

Die Tuberkuloſe wütet in Frankreich. Paris, 16. Dezbr.
Rappel vom 15. Dezember ſchreibt: „Es war eine ernſte und
beängſtigende Sache, die geſtern Louis Martin im Senat in
Form einer Interpellation zur Sprache brachte, einer Inter
ellation, die das furchtbare Wüten der Tuberkuloſe in der
ranzöſiſchen Armee erwähnte; er zeigte an Hand atte

Daten die beängſtigenden Fortſchritte der Krankheit und be
richtete, daß die Amerikaner Frankreich bereits als einen wahren
Herd der Schwindſucht anſehen. Nicht nur um die Alliierten
zu beruhigen, ſondern vor allem, um die Zukunft unſerer Raſſe
zu ſchützen, verlangt er dringend energiſche und wirkſame Maß-
nahmen zur Bekämpfung dieſer entſetzlichen Krankheit.“

Das Syſtem Waldow.
Sogar die bürgerliche Preſſe muß ſich über die

„Ernährungspolitik“ des Kriegsernährungsamtes
empören. Sie tut das in kräftigen Worten, aber
klammert ſich, oberflächlich wie ſie iſt, an eine
Perſon, an den Leiter von Waldow. Zwar
gehört die Perſon zum Syhyſtem, aber das Syſtem
iſt nicht nur die Folge einer Perſon. Es iſt eben
das preußiſch-agrariſche! Dies Syſtem
gilt es zu bekämpfen. Jm übrigen ſei gern zitiert,
was z. B. das Berliner Tageblatt über Herrn von
Waldow und ſein Syſtem ſchreibt:

„Seit Herr v. Waldow im Kriegsernährungsamt eingezogen
iſt, hat dieſe Reichsſtelle im Nu auch den letzten Reſt von Volks-
tümlichkeit verloren. Täglich mehr bekommen es die Konſu-
menten zu fühlen, daß hier nicht für, ſondern gegen ſie
regiert wird, und daß alles und jedes immer nur von dem ein-
ſeitigen Standpunkte des Produzenten betrachtet und ge-
wertet wird. Wir ſind die Letzten, die nicht wiſſen, daß erſt
einmal etwas vorhanden ſein muß, ehe man ans Verteilen
ſchreiten kann, und daß die Förderung der Produktion aus
dieſem Grunde allem anderen voran gehen muß. Wohl aber
müſſen wir eine Politik für verfehlt halten, die dem Produ-
zjenten immer höhere Preiſe bewilligt, um ſie bei
guter Laune zu erhalten, und die ihnen obendrein noch die
Möglichkeit gibt, auf dem Wege des Schleichhandels das drei-,
vier- oder fünffache des regulären Höchſtpreiſes zu verdienen.
Das bedeutet eine Ausbeutung der Konſumenten,
wie ſie ſchlimmer nicht gedacht werden kann, das führt zu einer
Umwertung aller moraliſchen Begriffe, die letzten Endes eine
völlige Erſchütterung der ſtaatlichen Autorität im Gefolge
haben muß.

Die Ernährungspolitit des Herrn v. Waldow geht, ſo weit
ſich das heute ſchon überſehen läßt, von zwei Geſichtspunkten
us. Einmal werden die ſtaatlich garantierten Rationen

rküirzt. Das iſt beim Broti der Fall. Das tritt mit dem
Januar beim Fett ein. Das trifft auf die Kartoffel

zu, deren Portionen, trotz der überraſchend guten Ernte, nicht
ein Quent um die ſehr beſcheidenen ſieben Pfund auf den Kopf
der Bevölkerung in der Woche erhöht werden. Das läßt ſich
ſchließlich auch vom Fleiſch ſagen, deſſen Zulagerationen
längſt ſchon wieder aufgehoben ſind. Jnfolgedeſſen ſind wir
mit der Zeit dahin gekommen, daß der Städter pro Tag ein
Pfund Kartoffeln, etwa 36 Gramm Fleiſch, ungefähr
278 Gramm Brot und 11 Gramm Fett (in Zukunft nur 9) zu
verzehren hat. Was er ſonſt noch bekommt. hängt ganz vom
Zufall und dem Umfange ſeines Portemonnaies ab. Denn für
Geld iſt heute mehr denn je alles zu haben. Man braucht kaum
noch über beſondere „Beziehungen“ zu verfügen. Der Schleich-
handel pocht ungeniert an jede Tür, ohne den hinteren Aufgang
für Dienſtboten und Lieferanten zu benutzen.

Die Verkürzung der Rationen bedeutet für e Produ
zenten ein glänzendes Geſchäft. Denn nun können ſie, erheb
licher noch als bisher, im „freien Verkehr“ an ihren Artikeln
als da ſind: Wurſt, Butter, Milch, Käſe, Fleiſch. Eier uſw.
zu den höchſten und allerhöchſten Preiſen umſetzen. Dieſes
(negative) Syſtem, das Herr v. Waldow bislang mit liebe-
rollem Eifer gefördert hat, will er nun auch noch poſitiv
cusbauen, indem er bloß einen Teil der land wirtſchaftlichen
Produkte zwangsweiſe zur Verteilung heranzuziehen und den
anderen durch Lieferungsverträge zu erfaſſen beabſichtigt, wo-
bei ein Preiswettlauf mehr oder weniger geſtattet iſt. Damit
macht ſich, mit der Kartoffel beginnend, Herr v. Waldow das
Programm des Herrn v. Oldenburg-Januſchau zu eigen, der
ſich folgendes ertragreiches Syſtem ausgedacht hatte: Man
verlange vom Produzenten nur einen beſtimmten Pflichtteil zu
„normalen“ Preiſen, den anderen aber laſſe man den Landwirt
„freihändig“ verkaufen, das heißt, zu jedem beliebigen Preiſe
abgeben. Denn wie die Dinge nun einmal liegen, bekommt der
Produgzent bei der überaus ſtarken Nachfrage nach jedem, auch
nur winzigen Bruchteile ſeine Produkte faſt alle Preiſe vom
Konſumenten bewilligt, die er fordert.

Die Denkſchrift des Neuköllner Nagiſtrats,die Herr v. Waldow, aus ſehr begreiflichen Gründen, mit allen
Mitteln der Bureaukratie unterdrücken wollte und die jetzt doch
den Weg in die Oeffentlichkeit gefunden hat, zieht unbarm-
herzig den Schleier von dieſer unheilvollen Politik. Alles iſt,
erzählt uns dieſe Denkſchrift, in Tauſenden von Zentnern, auf
illega! m Wege zu haben, wenn man tüchtig Geld in ſeinen
Beutel tut, und während das Handtäſchchen der reiſenden Dame
ſtreng auf gehamſterte Lebensmittel kontrolliert wird, hat das
Auge des Geſetzes nicht die ganzen Waggonladungen
von Waren geſehen, die ſich große Jnduſtriewerke oder
ſtädtiſche Gemeinden auf verbotenen Spuren beſorgt haben. Ja,
mehr noch, ſelbſt Reichsbebörden haben ſich an dieſem Schleich-
handel in ausgiebigftem Maße beteiligt. Wo iſt der deutſche
Gogol, der einen neuen „Reviſor“ ſchriebe!

Herr v. Waldows Zeit iſt erfüllet. Seines Bleibens iſt kein
Platz mehr; denn dieſer Sktandalſchreit gen Him-
mel. Es fragt ſich nur was dann? Die Neuköllner Denk-
ſchrift macht einen neuen Vorſchlag und fügt damit zum
tauſendſten den tauſendunderſten. Sie fordert die Erfaſſung
und Beſchlagnahme ſämtlicher Lebensmittel am Produktions-
orte und die Beaufſichtigung der Erzeugerſtätten, Lieferungs-
verbände und Verteilungsſfreilen durch eine Ueberwachungs-
kommiſſion, in der die Verbraucher das Uebergewicht haben
ſollen. Vielleicht führt uns das einen Schritt weiter, oder
richtiger, einen Schritt zurück zu Verhältniſſen, die wieder
einigermaßen mit der öffentlichen Moral in Einklang zu
bringen ſind. Vor allem, und das lehrt uns jeder Ethiker, von

kommt es auf die Erneuerung derin m J lſtotJ. I

menſchlichen Geſinnung an. Muß man aber heute
nicht gerade daran zweifeln? Herr v. Waldow hat es jedenfalls
in ſeiner einſeitigen Wirtſchaftsauffaſſung an jeder gemem-
nützigen Geſinnung fehlen laſſen, die man von einem Manne
an ſo hervorragender Stelle unbedingt fordern muß. Darum
mag er ſeinen Platz einem anderen räumen, der mit neuem
Geiſte an die gewiß ſehr ſchwierigen Aufgaben herantreten
muß.
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Wie die Agrarier drohen!
Landwirte bitten mal wieder, indem ſie gleichzeitig drohend

mit der Rute eines Er zeugerſtreiks winken. Die Land-
wirtſchaftskammer Poſen richtet an das Reichsernährungs-
amt die Bitte, die dortigen Landwirte teilweiſe ihrer Liefer-
pſflicht zu entbinden. Man will weniger Kar-
toffeln abgehen als nach der Lieferungsauflage zur
Verfügung geſtellt werden müſſen. Wörtlich wird dazu in der
Eingabe bemerkt:

„Wird dieſem Verlangen nicht entſprochen, ſo iſt
ein weiterer Rückgang des ſchon jetzt erheblich ver
minderten Karroffelanbaues in der Provinz Poſen die not
wendige Folge. Die Landwirtſchaftskammer

z e ß l W r u 8 49 ehe V n ema die venden enrin b die Serden andwirtſchaft
n r die geſamte Ernährnngsproduktion verantwort-

Da man niemals hört, daß dergleichen „zarte“ Winke für
ihre Urheber böſe Folgen hätten, ſo könnte man ſich beinahe
verſucht fühlen, den Arbeitern zu raten, nach dem gleichen,meiſt erfolgreichen Rezept ihre orderiengen geltend zu
machen. ir raten e ab. Den „Hetzern“ könnte ein der
artiges Vorgehen ſehr ſchlecht bekommen. Sie ſind keine
Agrarier.

Eins treibt das andere.
Die Preiſe für ländlichen Grundbeſitz klettern in die Höhe.

Beſonders kleinere Güter ſind von Herrſchaften ſehr begehrt,
die ſo ſchnell als möglich „Selbſtverſorger“ werden möchten.
Jüngſt erklärte nun der Landrat von Höhſcheid (Rheinland),
daß er gegen derartige Käufe entſchieden einſchreiten wolle.
Kleinere Beſitzungen ſeien in verhältnismäßig kurzer Zeit um
das Mehrfache geſtiegen. Ein vier Morgen großes Gütchen
wurde vor etwa drei Jahren zu 4500 Mk. verkauft. Ein er
neuter Verkauf vor einem Jahre brachte es auf 10000 Mk.
Kürzlich wurde es zu 13000 Mk. und vor einigen Tagen
ſogar zu 20000 Mk. wiederverkauft. Ein anderes Beſitztum
ſtieg innerhalb zweier Jahre um 10000 Mk. im Werte; jetzt
wechſelte es ſeinen Beſitzer, weil der neue Liebhaber 13 000
Mark bot.

Dies Steigen iſt durch die ungeheuren Preistreibereien für
Lebensmittel ſehr erklärlich. Nur wird umgekehrt die Ver-
teuerung der Güter wieder als Grund für die Preiserhöhung
der Lebensmittel angeführt und ſo weiter ohne Ende.

Schnapsgewinne.
Jmmer wird behauptet, für das Erzeugen von Schnaps wür-

den nur ſehr geringe Mengen von Kartoffeln, Korn und ſon
ſtige der menſchlichen Ernährung unmittelbar dienende Früchte
hergegeben. Da muß es auffallen, daß die Schnapsfabriken
trotzdem ſo große Gewinne herausbringen. Da hat z. B. die
Conrad A.-G. für Brauerei und Kornbrennerei in Stettin,
bei nur 750 000 Mk. Grundkapital, im letzten Jahre 271 690 Mk.
Gewinn erzielt, über 36 Prozent des Aktienkapitals. Für
Abſchreibungen waren vor Ermittlung des Gewinnes bereits
77175 Mark abgeſetzt worden. Die Brenner haben kürzlich
dringend die Freigabe von Rohſtoff für Schnaps verlangt, da-
mit die blühende Jnduſtrie nicht zugrunde gehe. Wir ſind der
Meinung: eher ſoll die ganze „blühende“ Schnaps-Jnduſtrie
verkrachen, als daß einem Proletarierkinde auch nur ein Pfund
Brot, nur ein Kilogramm Kartoffeln entzogen wird.

Regiekungsſozigliſtiſche Kriegspolſtil.

Der bekannte Auslands-Mitarbeiter des Berliner Tageblatts,
Herr Hans Vor ſt, der ſo manche „Größe“ in der bürgerlichen
und regierungsſozicliſtiſchen Preſſe an ruhiger Sachlichkeit und
politiſcher Einſicht übertrifft, veröffentlicht jetzt in der Euro-
päiſchen Staats- und Wirtſchaftszeitung eine Abhandlung über
die Politik der Friedensangebote, in der er die
auswärtige Politik Deutſchland einer ſcharfen Kritik unter-
wirft. Entweder, meint er, hätte dieſe Politik ſich für einen
„deutſchen Frieden“ erklären ſollen, der Deutſchland die Vor-
herrſchaft in der Welt ſichert, oder ſie hätte dem Volke ein groß
zügiges Friedensprogramm geben müſſen. Nur nicht das „un-
entſchloſſene Schielen nach ein wenig Kurland, Litauen und
Polen, unklare Reden über Flandern“ und „ebenſowenig die
C erngen und zaghaften Zugeſtändniſſe an das pazzifiſtiſche
Syſtem“.

Da dieſe Kritik nicht nur die offizielle deutſche Politik, ſon
dern auch die mit ihr verbündeten und ihr Handlanger-Dienſte
leiſtenden Regierungsſozialiſten ins Herz triff, iſt es kein Wun
der, daß einer ihrer „hervorragenden“ Barden empört gegen
dieſe Kritik Front macht. Herr Wilhelm Janſſon iſt es,
einer der Leiter der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften und
Jntimus des geſchäftstüchtigen Kriegs- und Friedensſpeku-
lanten, Dr. Helphand-Parvus. Er lehnt in einem Artikel in
der Glocke mit aller Entſchiedenheit die von Vorſt formulierte
Alternative ab, denn eine Regierungserklärung auf der Grund-
lage des alldeutſchen Programms müßte ſowohl nach innen wie
nach außen ein „nie qutzumachendes Unheil heraufbeſchwören“,
während anderſeits ein detailliertes Friedenspro-
gramm vollkommen zwedlos ſein würde. Schon
das Friedensprogramm des holländiſch-ſkandinaviſchen Komi-
tees in Stockholm ſei ohne jeglicher Wirkung verpufft. „Und
nun ſtelle man ſich vor, eine kriegführende Regierung wollte ein
detailliertes Friedensprogramm vorlegen, etwa keine An
nektionen, keine Kontributionen, Selbſtbe-ſtimmungsrecht der Völker Nach Lage der Dinge
könnte das beſtenfalls Stoff zu Zeitungsartikeln und Ver-
ſammlungsreden geben:; vraktiſche politiſche Ergebniſſe wären
ous dem Grunde davon nicht zu erwarten, weil einſtweilen noch
nur das Schwert realpolitiſchen Wert hat.“

Klingen ſchon dieſe Worte recht hübſch im Munde eines füh-
renden Mannes einer Partei, die ſich heiſer redet, um zu ve-
weiſen, nicht nur ſie, ſondern auch die Regierung wolle nichts
ſehnlicher als „friedliche Verſtändigung“ der Völker, ohne An
nektionen und Kontributionen auf der Grundlage der Solbſt-
beſtimmung der Völker, ſo enthüllen die weiteren Bekenntniſſe
Janſſons mit voller Deutlichkeit, wie es um den „Friedens und
Verſtändigungswillen“ unſerer Regierungsſozialiſten in Wirk-
lichkeit beſtollt iſt.

„Das iſt deklamiert er die eine große und ausſchlag
gebende Tatſache: Der Krieg wird mit militäri-ſchen, nicht mit volitiſchen Mitteln und Metho-
den entſchieden. Solange die endgültige Entſcheidung
ausſteht, iſt jedes Friedensprogramm verurteilt, durch die
militäriſchen CEreigniſſe überholt zu werden.
Noch vor vier Wochen konnte daran gedacht werden, Jtalien ge-wiſſe Konzeſſionen im Rahmen der Angebote Oeſterreich Un
garns vom Frühjahr 1915 zu machen. Wer heute der Donau
Monarchie das zumuten würde. riskierte ausgelacht zu wer-
den. (1) Jede militäriſche Entſcheidung ver-ändert die Situation auch dann, wenn man ſich
über gewiſſe große Prinzipienfragen des ein-
mal kommenden Friedens klar und einig it,Jm Sommer 1917 war der ſogenannte „Scheidemannfrieden
deutſcherſeits eine realpolitiſche Möglichkeit, ob er es in
einem Jahre iſt, vermag heute niemand zuſagen. Die Gegner haben ihn abgelehnt. weil ſie mehr
rom Kriege erhoffen; wenn der Krieg ihnen weniger bringt, iſt
es ihre eigene Schuld.“

Herr Janſſon verkündet alſo ohne Umſchweife, der „Scheide-
mannfrieden“ rom Sommer 1817 gehöre jetzt der Vergangenheit
an. Die Vorausſetzungen, die ihn damals zu einer „realpoliti-
ſchen Möglichkeit machten, haben ſich nach ſeiner Anſicht ſo
ſehr zugunſten Deutſchlands verſchoben, daß man den „Scheide-
mannfrieden“ ſamt dem Baſtard der Friedensreſolntion vom
10. Juli ruhig beiſeite werfen kann. Die Friedensdeklamationen
ſeien durch die militäriſchen Ereigniſſe überholt“ worden. Des-
halb kantt man jetzt die etwas eingeroſtete Kriegstromvpete
wieder hervorholen und in den Spuren Heilmanns wandeln,
als jener erklärte: „Jch gehe zum Hindenburgl“

„Heilmann ſchreibt Janſſon hat einmal erklärt, er gehe
zu Hindenburg, was ihm von pſendo-radikaler Seite ſehr ver
übelt wurde. Aber die Methoden Hindenburgs
leiſten doch die größere Friedensarbeit und
bieten mehr Verlaß, als die jener Rundberumpolitiker, die ihre
Stellung zu den Kriegsproblemen öfter wechſelten als ihr Hemd.
Da der Krieg weder durch die Diplomaten noch
durch die Zeitungsſchreiber entſchieden wird,
fendern durch die Soldaten, iſt es allemal richtiger,
anf die HLindenburgſche Karte zu fetzen.“

Dieſes gläubige Vertrauen in die „Hindenburgſche Karte
macht freiſich, nach Janſſon, unſere Friedensarbeit nicht über
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am Sie.
meinſamen Intereſſen zu lenken und ſie angſamh Mehr dürfe von z nicht erweriet
werden, ausgenommen allerdings denprogramme „die Propaganda Friedensauch dann werden ſie um ſo weniger Erfolg hie e
und detaillierter ſie ſind.

ma r W den Bekenntniman mindeſtens die Anerkennung zollen m ſie offenſind. Welche Folgerungen freilich die Arbeiter aus e der

artigen regierungsſoztaliſtiſchen Kriegspolitik, die ſich „Frie
densförderung“ nennt, ziehen werden, ſteht wo anders ge
ſchrieben.

Politiſche Ueberſicht.
Das Block- Theater.

Wie mitgeteilt, hat der Fortſchrittsführer Müller Mei
ningen erklärt, daß die berühmte Friedensreſolution“ des
Reichstages abgetan und jetzt weitere HKriegszicle“
in Frage kämen Nun konmt auch die Zentrumsfrak-
tion des Reichstags und reröffentlicht in der Germania
eine Erklärung, die einwandsfrei feſtſtellt, daß auch in den
Angen des Zenteunms die Reichstagsreſolution vom 19. Juli
zerriſſen iſt. und daß an ihre Stelle im Programm der Reichs
tagsmehrheit die deutſche Ankwort auf die Papſtnote getreten
ſei. Jn dieſer Erklärung heißt es:

„Betreffs des Verſtändigungsfriedens, der
keineswegs identiſch iſt mit dem auch von der Zentrums-
fraktion ausdrüſklich abgelehnten ſogenannten
Verzichtfrieden, iſt die Haltung der Fraktion durch
deren Vertreter die Abgeordneten Fehrenbach und Trimborn,
klar und unzweideutig klargelegt worden Danach ſteht die
Frakkion vollſtändig auf dem Boden der Antwort-
note der Reichsregierung auf die Papſtnote
und den gleichlautenden Ecklöcungen des Reichskanzlers Graf
Hertling. Hernerlei Gegenſatz beſteht in dieſen
durch die Antwortnote behandelten Fragen zwiſchen der
Hentrumsfraktion und der Reichsregierung,
ſowie der Oberſten Heeresleitung Für die über-
einſtinmende Haltung der Reichsregierung und der weit
überwiegenden Mehrheit des Reichstags, die ſich deckt mit
der überwiegenden Mehrheit des deutſchen Volkes, waren
nationale Gründe unter Ausſchluß jeder Schwäche entſchei
dend. Das vaterländiſche Jntereſſe wird auch bei der zu-
künftigen Vebandlung der Kriegs- und Friedensfragen für
die Zentrumsfraktion Leitſtern und Richtſchnur bleiben.“

Die Erklärung wendet ſich ſodann gegen den Vorwurf, das
Zentrum ſei einem Linksblocke beigetreten Es habe ſich heute

Janſſons, denendaß

ſo wenig wie jemals früher irgendeinem Block angeſchloſſen?
Diejenigen Fraktionen, die ſi h zu oen „Jnterfraktionellen Be
ſprechungen zuſammen gefunden Hätien, ſeien dabei von der
nationalen Erwägung ausgegangen, daß für die Kriegsdauer
ſich eine Reichstagsmehrheit zur ruhigen und gedeihlichen Ab-
wicklung der Reichstagsgeſhäfte mit dem Endziel der glück-
lichen Beendigung des Krieges zuſammenfinden müſſe. Die
Ausſchalturg irgendeiner Partei ſei nicht beabſichtigt. Die den
„Jnterfraktionellen Beſprechungen“ ablehnend gegenüberſtehen-
den Parteren hatten ſich durch ihr Verhalten ſelbſt ausge-
ſchloſſen. Weiter wird dann hervorgzehoben, daß die Zen-
trumspartet auch jetzt von ihrem Programm und
hrer Ueberlieferung nicht ab gewichen iſt und
nach wie vor nachdrücklich die Jntereſſen von Kirche und Schule
wahrt.

Ob nun die Sozialiſten Sheidemannſcher Couleur zugeben
werden, welche klägliche Rolle ſie im Mehrheitsblock u
Nachdem es klar war, daß ein großer Teit von Zentrkm und
Nationalliberalen nicht für die Durchführung der preußiſchen
Wahlrechtsreform eintreten würden, klagte ihr Parteivorſtand
melancholiſch in einem Aufruf: Was ſoll man dazu
ſagen, wenn Zentrum und Nationalliberale die Verein
barungen nicht halten? Was ſoll man dazu ſagen, wenn die
Sozialiſten ſich allen Ernſtes einbilden, bei bürgerlichen Par-
teien tatkräftige Unterſtützung für demokratiſche Ziele zu er-
langen? Was ſoll man dazu ſagen, wenn ſie angeſichts klarer
Erklärungen gleich der Erklarung der Zentrumspartei immer
noch behaupten, die Mehrheit des Reichstages fuße auf der
Reſolution vom 19 Fuli, und dazu noch im Sinne eines demo-
kratiſchen Friedens. Und was ſoll man erſt dazu ſagen, wenn
ſie gar noch behaupten, daß auch die Regierung auf dieſem
Standpunkte ſtehe? Dieſe Vorausſetzung ihrer Politik iſt durch
die Ereigniſſe gründlich als falſch erwieſen worden.
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Bund r z inginndapeft, 18. Anläßlich der Einbr g desWahlrechisgeſetzentwurfes im Reichstage im Vordergrund
des innerpolitiſchen Intereſſes wieder die Konzentration der
Parteien oder die Schaffung einer einheitlichen Regierungs
artei. Wie verlautet, beabſichtigt im nidere Wekerle
as Programm der zu gründenden einheitlichen Regierungs

partei zu entwickeln und auf Grund dieſes Programms die Ab-
geordneten zum Beitritt in die Partei aufzuſordern. Man
verkennt nicht, daß der Gründung einer neuen Regierungspartei
noch große Schwierigkeiten entgegenſtehen, da bekanntlich alle
intereſſierten Parteien für die Teilnahme an der
gründung ihre beſonderen Bedingun eſtellt haben, die er
füllt und miteinander in Einklang gebracht werden müſſen.

Kleine politiſche Nachrichten.
„Giesberts im Reichswirtſchaftsamt. Wie die Norddeutſche

Allgemeine Zeitung mitteilt, iſt der Reichs und Land-
tagsabgeordnete Giesberts in das Reichswirtſchaftsawit
amt als „ſachverſtändiger Berater des Staatsſekretärs

tiſchen Abteilung des Amts zugeteilt. Sein Arbeitsgebiet wirb
die Fortbildung des Arbeitsnachweiswefens, die Arbeitsloſen
fürſorge, die Errichtung von Arbeitskammern, die Förderurg
des gewerblichen Einigungsweſens u. a. umfaſſen.
Heraufſetzung der Pfändungegrerze. Durch eine ſoeben ver
öffentlichte Verordnung des Bundesrats wird die pfändungs-
freie Lohnſumme von 1500 Mk. auf 2000 Mk. heraufgeſetzt.

Gewerkſchaftliches.
Der erſte Schlichtungsausſchuß für Angeſtellte. Der Verband

der Bureauangeſtellten hat unter Ueberwindung heftiger
Schwierigkeiten mit dem Berliner Anwaltsverein die Ein-
ſetzung eines freiwilligen Schlichtungsausſchuſſes vereinbart,
der unter Mitwirkung der beiderſeitigen Organiſationen auf-
tretende Streitigkeiten ſchlichten, insbeſondere Klagen über Ge-
hälter, Arbeitszeit, Behandlung. Nicht-Wicdereinſtellung zurück
kehrender Kriegsteilnehmer, Einſtellung von Kriegsbeſchädigten
uſw. entſcheiden und allgemeine Grundſätze für dieſe Fragen
crufſtellen ſoll. Zum unparteiiſchen Vorſitzenden wurde Magi-
ſtratsrat von Schulz-Berlin einſtimmig gewählt. Der hier ge-
ſchaffene Schlichtungsausſchuß iſt der erſte, den Angeſtellte in
privaten Betrieben durchgeſetzt haben.

Verſchmelzungs Beſtrebungen. Der Gaſtwirtsgehilfe, dasOrgan des Verbandes der Gaſtwirtsgehilfen, erörtert im Leit-
artikel ſeiner jüngſten Nummer die Konzentrationsbeſtrebun-
gen in der organiſierten Arbeiter- und Angeſtelltenſchaft. Er
erklärt es für ein Gebot der Stunde, auf eine Verſchmelzung
auch der im Gaſtwirts gewerbe vorhandenen Gehilfen-
organiſationen hinzuwirken, zumal die Gaſtwirte bereits eine
Zentrale ihrer Unternehmer-Vereinigungen geſchaffen haben.

Reſultat der Urabſtimmung über Beitragserhöhung im
Sattlerverband. Die Vorlage über Beitragserhöhung im
Sattlerverband iſt mit 3068 gegen 1166 Stimmen angenommen
worden. Auch Berlin gab eine allerdings nur ſchwache Mehr-
heit dafür. Der Wochenbeitrag beträgt danach vom 1. Jannar
1918 an für männliche Mitglieder 0,70 Mk., für weibliche Mit-
glieder 0,40 Mk.

Beitragserhöhung im Lederarbeiter-Verband. Die Urab-
ſtimmung im Lederarbeiter- Verband ergab 1910 Stimmen für
und 476 gegen Beitragserhöhung. Der wöchentliche Beitrag
beträgt nunmehr in vier Beitragsſtufen 0,30 bis 0,85 Mk.

Soziales.
ReichsSäuglings- und Mutterſchaftsverſicherung.
500 Millionen Mark, d. h. eine halbe Milliarde jährlich

fordert der Arzt des Harzer Städtchens Benneckenſtein, Dr.
Richard Noack, in einer Abhandlung: Wie rettet das deutſche
Volk ſeine Zukunft? Er fordert ſie für das Höchſte, was die
Zukunft bringen ſoll, nämlich für das Wachstum, die Jugend
unſeres Volkes. Alle bisherigen Wohlfahrtseinrichtungen in
allen Ehren, verlangt der Verfaſſer, wie von der Sozialdemo-
kratie ſchon ſeit langem gewünſcht, eine durchgreifende Organi-
ſation über das ganze Reich. Der Verfaſſer hat in ſeinem
Bezirk ſchon ſeit Anfang des Krieges freiwillig Maßnahmen
aller Art getroffen, um die Säuglingsſterblichkeit zu verringern
oder ganz aufzuheben, abgeſehen von Vorträgen und Unterricht
über Säuglingspflege, durch Anſtellung von drei Pflegerinnen
zur Ueberwachung, freie ärztliche Behandlung und koſtenloſe
Milchabgabe für eine große Anzahl Kinder, und hat dadurch
das glänzende Ergebnis erzielt, daß ſeitdem in ſeiner Stadt
die Säuglingsſterblichkeit gänzlich aufgehört hat. All dies und
mehr möchte er auf das ganze Reich übertragen wiſſen: ab
geſehen von den vorbereitenden Maßnahmen, wie Säuglings-
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r ten. re ver tige,

ür diArbeiterintereſſen“ eingetreten und der ſozialpoli

geſorgt werden für koſten
freie ärztliche Behandlung,

rſorgeſchweſtern (er zählt etwa 10 000), Sänuglingsheime,
rippen, bei der Mutterſchaftsverſicherung für Wöchnerinnen-

unterſtützung, Stillprämien und Beſchaffung von Milch.
Richten ſich die Beſtrebungen Dr. Noacks auch nur auf ein
Spezialgebiet ſozialer Reform, was er fordert, iſt an ſich nur
zu unterſtützen, ob es nun ſo oder ſo verwirklicht wird.

Aus der Provinz.
Lebensmittelſchiebungen in Thüringen.

Aus Mühlhauſen wird der Erfurter Tribüne berichtet:
ger der hieſigen Polizeiverwaltung von dem Gendarmerie-
koachtmeiſter in Oberdorla mitgeteilten Beobachtungen ſollten
in letzter Zeit im Landkreiſe und deſſen weiterer Umgebung er
hebliche Lebensmittelſchiebungen ſtattgefunden
haben. Die von der Polizei aufgenommenen Ermittelungen
fe hrten dann auch zur Verhaftung dreier Hambur-
er Kaufleute, der Händler Striebing, Stefan und des
J aufmanns Heinrich Jakobſohn und deren Uebergabe an das
Gericht. Stefan wurde wieder auf freien Fuß geſeht da er
nachweiſen konnte, daß er nur zwecks Aufkaufs von Aepfeln
hierher gekommen war. Den beiden anderen konnte einwand-
frei nachgewieſen werden, daß ſie ſchon ſeit vorigem Jahre
große Lebensmittelſchiebungen ins Werk geſetzt hatten. Alle
Nahrungsmittel wurden von ihnen im Auftrage aus-
wärtiger Behörden aufgekauft und verfrachtet. Jn
Wirklichkeit ging den angegebenen Behörden nur ein ganz ge-
ringer Bruchteil der Lebensmittel zu, während der weitaus
größte Teil für das Ausland beſtimmt war. So
ſoll ein Waggon im Werte von 85 000 Mark, der ebenfalls an
eine Behörde aufgegeben war, nach Hamburg geleitet und von
dort in Schiffsladung weiter befördert worden ſein. Mit
welchen Gewinnen hierbei gearbeitet wurde, mögen Beiſpiele
erhellen: Für den Zentner Pferdebohnen zahlten die
Verhafteten 80 Mark, und erhielten beim Verkauf hierfür
230 Mark, für angekauftes Dörrobſt gaben ſie 230
Mark, beim Weiterverkauf erhielten ſie 470 Mark. An
der letzten Ladung erzielten ſie einen Gewinn von 13000 Mark.
Die Verhafteten gingen mit den unlauterſten Mitteln zu Werke.
So zahlten ſie beim Scheinverkauf von Feldbohnen einer
Mittelsperſon nach Zuſtandekommen des Geſchäftes eine Ver-
gütung von 500 Mark. Wie groß im Laufe der Zeit die Lebens-
ehe gſchiebungen anwuchſen, läßt ſich zur Zeit noch nicht feſt
tellen.

Vorratsreviſionen von Kartoffelvorräten.
Auf Veranlaſſung des Preußiſchen Staatskommiſſars für

Volksernährung ſoll, wie der Zeitungsdienſt des Mobilmachungs-
ausſckuſſes vom Roten Kreuz wiſſen will, im Kommunalauf-
ſichtswege dafür Sorge getragen werden, daß Vorratsreviſionen
der Kartoffelvorräte in Form von Stichproben überall da ſtatt-
finden, wo die Gemeinden das Einlagern größerer Vorräte
durch die Verbraucher mit oder ohne Bezugſchein geſtattet
haben Der Erlaß hält es für zweckmäßig, mit dieſer Kon-
trolle unter den verſchiedenen Stadtvierteln zu wechſeln, ſo daß
jeder einzelne Haushalt auf die Kontrolle gefaßt ſein muß. Sind
die Kartoffekn nicht ordnungsgemäß aufbewahrt, oder iſt über
den Tagesſatz hinaus davon verzehrt. ſo iſt der Reſt den Haus-
haltungen abzunehmen. Solche Fälle ſind dann in der örtlichen
Preſſe zu veröffentlichen. Sparſamkeit und Einrichten mit den
Beſtänden, die den einzelnen Haushaltungen zuſtehen, ſind un-
bedingt notwendig, da nach den Ernteergebniſſen und bei den
gegenwärtigen Transeportverhältniſſen an eine Mehrzuweiſung
von Kartoffeln für den laufenden Bedarf nicht gedacht werden
kann. Das ſind ja nette Ausſichten! Uns dünkt, daß man
die Zeit, die das Nachprüfen von Kartoffelvorräten bei den
kleinen Leuten koſtet, viel vorteilhafter zur Bekämpfung des

Wuchers und des Schleichhandels verwenden könnte

Merſeburg. Die Sammlung der Knochen in allen
Haushaltungen iſt von der Volizeiverwaltung für den Stadt-
bezirk Merſeburg angeordnet worden. Danach ditrfen Knochen
nicht mehr verbrannt, vergraben oder auf andere Weiſe ver-
nichtet werden; ſie ſind getrennt von den ſonſt zu ſammelnden
Küchenabfällen aufzubewahren und ſo bald als möglich min-
deſtens wöchentlich einmal an die in der Verordnung ge-
nanunten Knochenhändler abzuliefern. Für das Pfund
Knochen gleichviel ob roh oder in ſchon ausgekochtem Zu-
ſtande werden von den Händlern 3 Pfennig vergütet.

Eisleben. Un bekannte Diebe drangen in ein Grund-
ſtück in der Geiſtſtraße ein. Die Diebe riſſen das Drahtfenſter
der Küche heraus und ſtiegen in das Grundſtück ein. Geſtohlen
wurden Wäſche, Stiefel, Schuhe, Nahrungsmittel und ſonſtige
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Große Ulrichstraße 22/23.



C D Kasse von 10 und 4-6 Uhr.

ſamtwert der S m
Oberrdblingen. Eiſenbahn Unf all. Montag nach

mittag fuhr der Güterzug 7410 aus Richtung Halle bei der Ein
fahrt auf hieſigem Bahnhof einem Rangierzug in die Flanke,wobei einige Wagen und zwei Maſchinen vom u vom Güterzug ent

53 und ſtark beſchädigt wurden. Perſonen wurden nicht
verle

Filenburg. Die Einwohnerzahl der Stadt be
zrägt nach der Volkszählung am Dezember 17203 Per
ſonen und zwar 7912 männliche und 926 weibliche.

Doberſchätz. Einem bedauerlichen Unglücksfall
iſt hier ein junges Menſchenleben zum Opfer gefallen. Der
Landwirt Willi Naumann, der mit Streufahren tie war,
wurde von der umſchlagenden Deichſel gegen einen Baum ge
S r v ſchwere innere Verletzungen, daß er kurze

t darau t ar
Bitterfeld. Ein Einbruchsdiebſtahl wurde nachts

in einem am Markt belegenen Kaufhaus ausgeführt. Es ſind
12--15 Stücke Koſtümſtoffe, Mäntel, Bluſen, Jacken, Unter
hoſen. Schürzen, Strümpfe, Plüſchſtoffe, Koſtüme uſw. im
Werte von 20000 Mark geſtohlen. Der Schaden iſt durch
Verſicherung gedeckt. Von den Einbrechern fehlt jede Spur.

Elſterwerda. Aus dem Zug entſprungen iſt Mon-
tag abend kurz hinter Zeiſcha ein kriegsgefangener
Belgier. Der Poſten zog ſofort die Notleine, ſo daß der
Zug alsbald ſtehen blieb. Das Begleitperſonal des Zuges
ſuchte die Strecke bis zur Station Zeiſcha ab, ohne von dem
Flüchtling etwas zu entdecken Mit einer Verſpätung von
etwa 45 Minuten lief der Zug in Station Elſterwerda ein.

Wittenberg. Jn der letzten Kartellſitzung wurde
berichtet, daß unſer Antrag an die Allgem. Ortskrankenkaſſfe
betr. die Erhöhung der Unterſtützungsſätze an er-
krankte Mitglieder von 50 auf 60 Prozent bereits dem Vorſtand
eingereicht worden iſt und in der nächſten Ausſchußſitzung verhandelt werden on Es wurde die Notwendigkeit der Durch-

führung dieſer Maßregel erneut betont. Anderſeits wurde von
einem Mitgliede des Kaſſenvorſtandes auf die neue Bundes-
ratsverordnung hingewieſen, die es den Kaſſen ermögliche,
höhere Lohnklaſſen zu errichten, um dadurch die Unkerſtützungs
ſätze für höher Entlohnte heraufſetzen zu können. Das bietet
aber trotzdem keinen Ausgleich bei dem geſunkenen Geldwerte.
Lieber ſolle man zu einer Erhöhung der Beiträge ſchreiten, um
den Kranken zu helfen. Sodann wurden einige Mitteilungen

ver nesg Spieipien nzender Erfolg
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Um gütigen Zuspruch bittet Frau Elsa Beth.
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Schiosser,
„Mechaniker, Dreher

für dringende Heereslieferung

bei feſten, tarifmätzigen Löhnen P gesueht.

Max Stalhil, Wielandstr. 30.

Um regen Zuspruch bittet Fran F. Rampe 7

8 Herren
Neue Kapelle. a Der Neue Kapelle. 2

e

w. u Arbeite
werden für sofort gesneht. 172

kredrie Drucklauff, Anmendorf.,

zeit infolge der Stundenentlohnung
ringerung ihrer ein. Vom 10. W. ab iſt aber infolgeder zentralen Regelung eine weitere Beſſerung um 10 Pf. pro
Stunde eingetreten.

Zum richtete der n noch einen warmen
Appell an die Vertreter, nicht r in der Werbearbeit
für die Organiſationen: er ſe auf die unsbevorſrehenden Kämpfe mit den riketi gewachſenen Unter

nehmerorganiſationen. Dazu müßten wir aber gerüſtet ſein.
Schluß 10 Uhr Anweſend waren 11 Delegierte.

Halberſtadt. Eine öffentliche Volksverſamm-
lung wurde am vorigen hier ehalten. Genoſſe
Reichstagsabgeordneter Brandes- Magdeburg ſprach über
Friede, Freiheit, Brot. Seine ruhigen und grund-ſätzlichen klaren Ausführungen wurden von der Verſammlung
mit größter Aufmerkſamkeit aufgenommen. Zum Schluß ſei-
ner Rede erklärte Brandes die Gründe ſeines Austretens aus
der Scheidemannpartei. Er habe aus vollſter Ueberzeugung ſo
handeln müſſen, wenn er nicht ſeine Selbſtachtung verlieren
wolle. Dieſe Erklärung fand bei einem Teil der Verſammelten
Widerſpruch. Jn der Ausſpra 494 e machte der Parteiſekretär
Weber, Regierungsſo Patſ von der unbeſchränkt hrten
Redefreiheit mehr als reichlich Gebrauch. Er erhob gegen
Brandes die heftigſten Vorwürfe über ſeinen Austritt; er habedadurch die Genoſſen getäuſcht. Ferner griff er die Unab
hängige Partei als ſolche an, die die Arbeiter in unehrlicher
Art und Weiſe verſuchte, „irre“ zu führen. Weber gab dann
noch bekannt, daß die Funktionäre in Halberſtadt, nachdem
Brandes aus der bisherigen Fraktion ausgeſchieden, n nicht
mehr als ihren parlamentariſchen Vertreter anſehen, da er die
Genoſſen t n habe. (Lebhafter Widerſpruch.) Es
war dem Genoſſen Brandes leicht, in kurzer ſachlicher Erwide-
rung Weber matt zu ſetzen, indem er die Verſammelten auf
forderte, nicht die Kampfesweiſe von Weber e u beſchreiten, denn
dieſe führe zu keiner Wiedervereinigung. r ſei jederzeit bereit, hierzu die Hand zu bieten, denn wie nötig es ſie bei allen

Kämpfen eine geſchloſſene organiſierte Arbeiterſchaft hinter
ich zu haben, wiſſe er aus eigener Erfahrung als Gewerk-
chaftsleiter. Und r dieſe Kämpfe mit dem Unternehmertum

und, in politiſcher Beziehung, mit den bürgerlichen rteien
kommen, ſei gewiß. ie werden jedenfalls noch ſchwerer wer-
den als bisher, und dann dürften auch die noch zur Beſinnung
kommen, die da glauben, der Arbeiterſchaft Vorteile zu bringen
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Direktion Leopold Sache.
Donnerstag d. 20. Dezember 1917:

Haria Stuart,
Trauerſpiel in 5 Aufzügen 8249von Friedrich von er.

Meer
fär deunutsche Fahrt.

S Filmwerk in 5 Akten.Zusunsten ges Deuftschen Fleften-Verems.
Ein hierzu verfaßter Vorspruch wird zu Beginn der Abend- Vorstellungen

durch die Opernsängerin Julie Stefany vorgetragen.
3246

I ne Jugendliohe haben bis 7 Vhr Zutritt.

Beglan täglich 3 Uhr.

Jch habe heute eine Bekanntmachung Nr. H. II
Fällens von Eichen erlaſſen.
Weiſe veröffentlicht worden.

Magdeburag, den 14. Dezember 1917.

BVelta reren rigen g.
264 1.

Die Bekanntmachung iſt in den amtlichen Zeitungen und in ortsüblicher
KRA. betreffend Verbot des

Der ſtellvertretende Kommandierende General des IV. Armeekorps:
Sontag, Generalleutnant. *1726
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 19. Dezember 1917.

Schon wieder Kohlenpreiserhöhung.
Wie aus Eſſen berichtet wird, „beſchäftigen fich die Zechen

zurzeit in Beſprechungen mit amtlichen Stellen mit der neuen
Aelana der Kohlenpreiſe vom 1. Fanuar 1918 ab; die

ünſche gehen unter Hinweis auf die jortgeſetzt ſich ſteigern-
den Selbſttoſten nach einer weiteren Erhöhung der Preiſe. Es
iſt, wie ich erfahre, nicht ausgeſchloſſen, daß dieſen Wünſchen
Rechnung getragen wird.“ (Frankfürter Zeitung Nr. 238). Da
wären wir alſo glücklich wieder am Anfang einer neuen
Preiserhöhung auf allen Gebieten, denn es wird nicht lange
dauern, ſo kommen andere Betriebe und erklären, aus Rückſicht
auf die neuerlich geſtiegenen Preiſe für Kohlen könnten die bis-
herigen Preiſe nicht beibehalten werden und letzten Endes ſind
es die Verbraucher, die nicht nur ihren eigenen Hausbrand,
ſondern auch die Kohlen für alle anderen Vetriebe durch ent
ſprechenden Aufſchlag auf die Waren teurer bezahlen müſſen.
Die Kohlenpreiſe ſind gegen das Jahr 1913 bereits um mehr
als 100 Prozent erhöht. Genan ſo ſteht es mit faſt allen andern
Waren. Damtt halten weder die Teurungszulagen der Beamten
und Privatangeſtellten noch die Löhne der Mehrzahl der Arbeiter
gleichen Schritt, von den Rentenempfängern, Kriegerfrauen,
Penſionären ganz zu ſchweigen. Die amtlichen Stellen, mit
denen die Zechen jetzt verhandeln und die angeblich zu neuen Zu-
geſtändniſſen bereit ſein ſollen, werden gut tun, ſich nicht nur
nach der Leiſtungsfähigfeit der Jnduſtrie zu erkundigen, ſon-
dern ſich auch die Frage vorzulegen, ob ihr Nachgeben gegenüber
den Wünſchen der Zechenbeſitzer nicht notwendig die Verbraucher
in eine geradezu unerträgliche Lage bringen muß, für die keine
amtliche Stelle die Verantwortung tragen kann. Die Abſchlüſſe
der Zechen beweiſen keineswegs die Notwendigkeit einer aber-
maligen Heraufſetzung der Preiſe, während umgekehrt ein Ver-
gleich der Preiſe für Lebensmittel und Güter des täglichen Be-
dorfs einerſeits und der Einkommen der breiten Maſſe anderer-
ſeits ohne weiteres dartut, daß jede neue Belaſtung der Ver-
braucher vermieden werden muß.

Konſervativalldeutſche Eroberungspolitik.
Macht geht vor Recht!

Die Konſervativen der Provinz Sachſen und des
Herzogtums Anhalt hielten am Montage in den Thalia-
ſälen in Halle ihren Provinz-Parteitag ab. Mehr indes als
dieſe Tagung intereſſiert eine ſich daran anſchließende kon-
ſervative Verſammlung, in der General v. Liebert
und Generaldirektor Winkler mit alldeutſchen Kraftworten
die. ganze Welt herausforderten und ihrem heftigen Groll gegen
die preußiſch-deutſche ſogenannte „Neuorientierung“ ungehemmt
die Zügel ſchießen ließen. General v. Lieberts Rede war auf
eine „kräftige Abrechnung“ mit den „Feinden im Weſten“ und
auf den Grundton eingeſtellt Macht geht vor Recht!
Jns Alldeutſche überſetzt heißt das: Wir nehmen Deutſchlands
Feinden ſoviel Land weg, wie wir Macht haben, es zu nehmen.
Mit den Ruſſen will man noch glimpflich verfahren, aber den
„Feinden im Weſten“ will Herr Liebert gehörig aufs Leder
knien. Die ruſſiſchen Waffenſtillſtands- und etwaigen Friedens-
verhandlungen begrüßt Herr v. Liehbert auch, aber n ur, weil
ſie „uns die Hände frei“ machen „zu einer kräftigen Abrechnung
mit den Feinden im Weſten“. „Wir müſſen egpviſtiſche Politik
treiben. Macht geht vor Recht!“ ſtellte der Redner dann, nach
dem Berichte eines bürgerlichen Blattes, als vornehmſtes Ziel
olldeutſcher Politik auf. Den U-Bootkricg haben wir ein halbes
Jahr zu ſpät begonnen. Wenn der Papſt von uns verlangt,
wir ſollten Belgien räumen, ſo müßte dieſe Forderung zuerſt
an unſere Feinde gerichtet werden; da müßte England beſonders
viel räumen: Jrland, Jndien, Aegypten, Meſopotamien uſw.;
auch Rußland würde in einzelne Reiche zuſammenfallen.
Räumen wir Belgien, dann ziehen Engländer und Franzoſen
ein. Die Freiheit der Meere unterliegt recht irrtüm-
licher Auffaſſung; im Frieden ſind die Meere frei, im Kriege
aber nur für den, der die Macht hat. Unſere Eroberungen
fennen wir nur gegen bare Entſchädigung herausgeben. Unſere
Kolonien müſſen wir zurückhaben oder gleich gut arron-
diertes Kolonialgebiet. Unſere Forderungen müſſen ſein:
Machterweiterung in Europa, geſchütztes, gut arrondiertes
Kolonialgebiet, Flottenſtützvunkte und Kriegsentſchädigung in
Gold oder Nohſtoffen. Wir ſind ſiegreich und können einen
Machtfrieden, keinen Verſtändigungsfrieden fordern.“

So Herr v. Lieberts Kriegspolitik. Dann leitete General-
tirektor Winkler ſeine Angriffe auf die innerdeutſche Politik
mit einem Preisliede auf die deutſche Landwirtſchaft

Beilage zum Volksblatt.
-m-m2

ein, deren glänzende Leiſtungen“ uns überhaupt erſt das
„Durchhalten“ ermöglicht hätten! Es ſeien wohl manche
Mängel in der Ernährung in die Erſcheinung getreten, aber
rom Eingreifen des Stactes in das Erwerbsleben haben wir
genug. Unſerer Politik hat nicht nur vor dem Kriege, ſondern
auch während des Krieges die Feſtigkeit gefehlt. Die Beſeiti-
gung des Jeſuitengeſetzes durfte nicht erfolgen. Daß uns ein
katholiſcher Reichskanzler beſchert wurde, berührt uns ſchmerz-
lich. Wir wollen keinen Zuſammenſtoß mit unſeren katholiſchen
Mitbürgern, auch ſoll geſagt werden, daß Graf Hertling ein
durchaus edler Mann iſt; daß er aber Reichskanzler wurde,
nachdem der Vapſt in die Friedensverhandlungen eingriff, das
iſt's, weshalb wir an ſeiner Kanzlerſchaft Anſtoß nehmen. Die
inneren Kämpfe, die durch die Wahlrechtsfrage drohen,
ſollten nicht während des Krieges entfeſſelt werden. Das
gleiche Wahlrecht hat für das Reich ſeine BVerechtigung, für
Preußen nicht. Jm Reiche wirkt es ausgleichend; Preußen und
Sachſen haben aber die ſtärkſte Sozialdemokratie
(1) und da könnte es leicht kommen, daß bei gleichem Wahl-
recht im preußiſchen Landtage die Sozialdemokratie dominierte.

Wir treiben unglückliche Politik, die mit dem Namen Beth-
mann Hollweg verbunden ift. Wir wollen mithelfen an der Fort
entwicklung des Wahlrechts, lehnen aber das gleiche
Wahlrecht und den Parla mentarismus ab.

Jntereſſant iſt, daß in der Ausſprache „mehrere Redner“
erklärten, „nur die Angſt vor der Sozialdemokratie
beſtimme jetzt die innere Politik in Preußen“! Einſtweilen
tun die Alldeutſch-Konſervativen noch ſo, als ob ſie frei ſeien
von dieſer „Sozialiſtenfurcht“. Das iſt indes nur ſcheinbar ſo.
Im Grunde wiſſen die konſervativen Herrſchaften ganz genau,
daß ihre Macht noch durch nichts ſo gewaltig erſchüttert worden
iſt wie durch den Welikrieg, und daß die Tage ihrer Herrſchaft
gezählt ſind. Und wie ſie mit ihrer Kriegspolitik: Ge-
walt geht vor Recht! ganz elendiaglich Schiffbruch er
leiden werden, ſo noch viel mehr. wenn ſie etwa verſuchen ſollten,
ihrem BVekenntnis zur Gewalt künftighin auch in der inneren
Politik noch weiter Geltung zu verſchaffen. Daß dafür die
Zeiten ein für allemal vorbei ſind, das ſollten doch in der gegen-
wärtigen Weltfataſtrophe allein ſchon die Vorgänge in Rußland
g dem verſtockteſten Konſervaiven allgemach klargemacht
)aben.

Die Beſchäftigungsfrage der Kriegsbeſchädigten.
Eine Anzahl Berufsverbände der Angeſtellten hat ſich mit

zahlreichen Eingaben ans Reichsamt des Jnnern gewandt, um
eine reichsgeſetzliche Regelung der Frage zu erreichen, wie denZurüdteGeenden Kriegern die Wiedererlangung ihrer früheren

Stellung zu ſichern ſei. Auch ſind Beſtrebungen im Gange, die
Jnduſtriebetriebe geſetzlich zu verpflichten, entſprechend ihrer
Arbeiterzahl eine gewiſſe Zahl Kriegsverletzter anzunehmen.

Mit dieſer Frage beſchäftigte ſich vor kurgem die Dres-
dener Handelskammer und beſchloß nach einer UNm-
frage einſtimmig, gegen die Einführung eines geſetzlichen
Hwanges an den zuſtändigen Stellen ihre ſchweren Bedenken
geltend zu mochen. Zur Zeit laſſe ſich noch nicht überſehen,
wie viele Jnduſtrie- und Handelsbetriebe nach Friedensſchluß
überhaupt aufrechterhalten werden können und unter welchen
Vedingungen die aufrechterhaltenen Betriebe arbeiten werden.
Andererſeits ſtehe noch nicht feſt, wie viele Kricgsbeſchädigte
unterzubringen ſein werden und in welchem Maß ihre Er-
werbstätigkeit beſchränkt ſei. Ohne Kenntnis dieſer Unter-
lagen würde man zu ganz unwillkürlichen Feſtſetzungen kom-
men, deren Durchführbarkeit fraglich ſei und deren Wirkungen
ſich gar nicht vorausſehen ließen.

Würden die Kriegsbeſchädigten den Unternehmern wahllos
und ohne Berückſichtigung der beſonderen Verwendbarkeit zu-
gewieſen, ſo ſei ein gedeihliches Zuſammenarbeiten nicht zu er-
warten. Dadurch würde auch die Arbeitsfreudigkeit der Kriegs-
beſchädigten ſtark beeinträchtigt werden. Die Dresdener Han-
delskammer hält es aber für eine Ehrenpflicht des deutſchen
Induſtriellen und Kaufmanns, nicht nur ſeine früheren kriege
beſchädigten Angeſtellten und Arbeiter wieder einzuſtellen, ſon-
dern auch darüber hinaus die Arbeitsangebote betriebsfremder
Kriegsbeſchädigter nach Möglichkeit zu berückſichtigen. Zur Er-
böhung des Arbeitseifers ſei zu fordern, daß die Arbeitever-
dienſte der Kriegsbeſchädigten keinesfalls Anlaß bieten dürften,
die ſtaatlichen Renten zu kürzen hoffentlich aber auch nicht,
fügen wir binzu, um die Löhne zu drücken. Die Handelskam-
mern ſollten übrigens praftiſche Vorſchläge machen, mit vla-
toniſchen Redensarten können die Hriegshbeſchädigten
weder jetzt noch ſpäter etwas anfangen.

Halle, (Saale) 19. Dezember 1917.

Neue Bekanntmachungen.
Städtiſche Weihnachtsverteilugg in der Talamtſchule. Am

Donnerstag ſind an der Reihe die Nr. 38 501—49 000.
Reis, M Pfund für die Perſon eines Haushalts, wird vom

Donnerstag ab verteilt.
Zichorie können am Donnerstag in der Talamtſchule kanfen

die Nr. 38 501-49 000.

Neue Reiſebrotmarken ſollen, wie angekündigt wird, vom
1. Januar 1918 an eingeführt werden. Die bisherigen Reiſe
brotmarken, ihre unbegrenzte Umlaufzeit und die ausgedehnt
Gültigkeit auf Stadt und Land haben den Fälſcher ich
nur die Herſtellung, ſondern auch den Abſttz und dane noch
den Nutzen aus dem Handel mit den Falſchſtücken
leichtert. Dem ſoll nun geſteuert werden.

Eiſerne Fünfpfennigſtücke. Der Bundesrat hat den
Reichskanzler ermächtigt, die Ausprägung von neuen eiſernen
Fünfpfennigſtücken bis zur Höhe von 10 Millionen Mark vor
zunehmen.

Erhöhung der Eiſenbahnfrachten. Der Präſident des
Landeseiſenbahnrates hat in ſeiner letzten Sitzung die Erhebung
eines 15prozentigen Zuſchlages auf alle Güter- und Tiertarife
der preußiſch- heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft beſchloſſen. Die
Erhöhung ſoll in Form eines Kriegszuſchlages ab 1. Apr
1918 in Kraft treten. Dieſer Zuſchlag ſoll nur vorübergehend
während des Krieges beſtehen, ſpäter abgebaut und tebenen
falls in das Tarifſyſtem hineingearbeitet werden.

Zurückſtellungen vom Heeresdienſte. Auf Veranlaſſung de
Kriegsminiſteriums ſowie des Generalkommandos weiſt das
Königl. Vezirkskommando Halle erneut und eindringlichſt
darauf hin, daß jeder Wehrpflichtige, auf deſſen Zurückſtellung
von der Einberufung zum Heeresdienſte nicht verzichtet werden
kann, rechtzeitig reklamiert wird. Ebenſo müſſen Anträge auf
Verlängerung der Zurückſtellung rechtzeitig (3--24 Wochen vor
Ablauf) geſtellt werden. Einem erſt im Augenblick der Ein-
berufung geſtellten Antrage auf Zurückſtellung oder deren Ver-
längerung wird nicht mehr nähergetreten werden. Die Zurück-
ſtellungsanträge ſind bei den Zivilvorſitzenden der Erſatzkom
miſſionen einzureichen, mit Ausnahme derjenigen für die bei
den Firmen der Kriegsinduſtrie beſchäftigten Heerespflichtigen,
die bei dem ſtellvertr. Generalkommando (Fabr.-Abtlg.) dirert
beantragt werden müſſen.

Einlöfnng von Zinsſcheinen bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe.
Die ſtädtiſche Sparkaſſe erſucht uns, mitzuteilen, daß von ihren
Einlegern oder Kriegsanleihezeichnern vom 20. d. M. ab die
am l. Januar n. J. fälligen Linsſcheine zu den Reichs und
preußiſchen Staatsanleihen, insbeſondere 5prozentige Kriegs-
anleihen zur baren Einlöſung oder Guiſchrift auf Sparbücher
annimmt. Es wird dringend empfohlen, die Einlöſung oder
Gutſchrift ſchon jetzt zu bewirken, und nicht damit bis zum
Fälligkeitstermin zu warten, weil der Andrang der Sparer an
den letzten Tagen des Dezember und den erſten des Tanuar
erfahrungsgemäß ſtets ein ſehr ſtarker iſt und die Abfertigung
durch die Prüfung der Zinsſcheine dann erſchwert wird.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, den 19., wird abends 7
Uhr, d'Alberts neue Oper Die toten Augen wiederholt. Don-
nerstag geht Maria Stuart in Szene. Freitag Don Juan.
Sonnabend abend 728 Uhr Sinfoniekonzert unter Leitung von
Generalmuſikdirektor Dr. Richard Strauß. Am Sonntagnach-
mittag wird als Fremdenvorſtellung bei ermäßigten Preifen
Tiefland, Sonntag abend 77 Uhr Das Dreimäderlhaus ge-
geben. Die nächſte Aufführung des Weihnachtsmärchens
Aſchenbrödel findet am Mittwoch, dem 24., nachm. 3 Uhr, ſtatt.

N-T-Lichtſpiele, Alte Promenade 113: Ein neues Filmwerk
Wenn frei das Meer ffür deutſche Fahrt, wird ab
Freitag hier zur Vorführung gelangen und auch für Jngendliche
erlaubt ſein. Außerdem wird ein von Walter Schmidthäßler
verfaßter Vorſpruch zu dieſem Werk durch die bekannte Opern-
ſängerin Stefanny vor den Abendvorſtellungen zum Vortrag
kommen. Die Erſtaufführung, welche ebenfalls durch dieſen
Vorſpruch eingeleitet wird, findet am Freitag, dem 21. Dezem-
ber, pünktlich 3 Uhr nachmittags, ſtatt.

Küſtlerverein auf dem Pflug. Auf dem letzten Geſchäfts-
abend wurden u. a. einige Satzungsänderungen beſchloſſen: Jn
Zukunft ſollen neben ausübenden Künſtlern auch Kunſt-
freunde als Mitglieder aufgenommen werden, welche bei
Kunſtausſtellungen und anderen Gelegenheiten die Vorteile
haben ſollen, wie ſie Mitgliedern von Kunſtvereinen geboten zu
werden vflegen. Wenn angängig, werden ſie allfährlich ein
Driginal-Kunſtblatt oder dergleichen erhalten.

45) Der Sonnenwirt.
Roman von Hermann Kurz.

„Nur noch ein einzig's Wort!“ rief ſie. „Will' und Lieb', die
ſtiehlt kein Dieb. Nicht wahr?“ e

„Ja, lieb's Weible,“ antwortete er. „Will' und Lieb', die
ſtiehlt kein Dieb. Jetzt aber geh heim. Der Morgen kommt, es
wird empfindlich kalt. Willſt gleich machen, daß du fortkommſt?“
wiederholte er und bückte ſich, als ob er den harten Schnee zu
einem Wurfe ballen wollte.

Sie lief lachend eine Strecke weit davon. Als ſie Halt machte
und ſich nach ihm umſehen wollte, war er ſchon hinter der näch
ſten Biegung der Straße verſchwunden, und ſchluchzend deckte ſie
die Augen mit der Schürze zu.

14.
Selten wohl hat ein deutſcher Hausknecht dem Fürſten Reichs

erbpoſtmeiſter in ſo kurzer Zeit ſoviel zu verdienen gegeben als
der junge Schwabe, der in der Sonne zu Sachſenhauſen einge-
treten war. Jn Ebersbach fragte man ſich noch, ob er jetzt wohl
ſein Reiſeziel erreicht haben werde, da kam ſchon ein Brief von
ihm „An die ehrbare und beſcheidene Jungfer Chriſtina
Müllerin, in beliebigen Händen zu eröffnen, in Ebersbach, eito,
cito, franco“.

Der Brief lautet ſo: „Gott zum Gruß und Jeſum zum Bei-
ſtand. Hertzgeliebter Schatz, ich muß Dich mit einem betrübten
Hertzen beſchreiben, und dieſe Zeilen werden Dich, wie ich in
meinem Hertzen glaub, betrübet antreffen. So will ich Dein
Hertz erleichtern und Dich mit ernſthaftem Herzen berichten:
Liebe Chriſtina, glaube Du, daß mein Hertz nicht wanckhen wird
und Dir noch jederzeit treu verbleiben, ſo lang noch Gott eine
Ader in meinem Leib laßt. Wann Du andere Buben entlaßſt
und Dich ihrer entläßſt, und ich erfahre, daß Du Dich ſo haltſt,
wie es einem braven Menſchen gehört, ſo ſoll mir keine Andere
mehr an meine Seite kommen. Jch wollt Dir gern was ſchicken,
ich forcht, Du möchteſt in dem Eberſpächer Markt zu dem Tanz
gehen und Dich mit Einem einlaſſen: ſo will ich jetzt Dir noch
nichts ſchicken, ſondern auf Deine Aufführung warten. Wann
Du Dich hältſt, ſo will ich Deiner nicht vergeſſen und Dich auch
nicht laſſen. Sollteſt Du Dir Dein Leben verkürzen, wie Du
geſagt haſt, ſo ſchreibe ich mich aus der Schuld und gib es Dir
und den Deinigen über. Was ich geſagt hab, das halt ich Dir
und laß Dir Deinen Willen. Jch wünſche. daß Gott der All
mächtige Dein Hertz regiere, und führe Dich zu allem Guten,
und gebe Dir Glück und Segen, und regiere Dein Hertz, daß es
nicht fallen noch irr gehen kann. Das wünſch ich Dir aus ge
treuem Hertzen. Noch Eins: Jch verlange eine Nachricht von
Dir. Jch will Dir die Ueberſchrift ſagen, wie Du an mich
ſchreiben ſollſt. Weiter kann ich Dir nicht ſchreiben, als Du
ſollſt mir nicht ühel nehmen, weil ich ſo ſ-rmäßig geſchrieben
bab. Die Nacht iſt mir anf den Halß r r vor Be
trübnus hats nicht ſein können. Du und die Deinige ſeynd
tauſendmal gegrüßt und in den Schutz Gottes befohlen, und

bleibe Dir getreu bis in den Tod. Joh. Fr. Schwan. Dieſer
Brief zukomme an Joh. Friedrich Schwahn, Hausknecht bei der
Sonne in Sachſenhauſen bei Frankfort a. M.“

Noch ehe Chriſtine ſich zu dem großen Unternehmen ent-
ſchließen konnte, einen Brief von der Fils nach den Main zu
ſchreiben, der doch auch die Poſtgebühr durch ſeine Länge recht-
fertigen mußte, oder ehe ſie vielleicht den Unmut gang üher-
wunden hatte, den ihr ohne Zweifel das fortgeſetzte Mißtrauen
in ihre Treue verurſachte, ſchickte er einen zweiten Brief, zwar
kürzer als der erſte, aber dafür um ſo zärtlicher und leiden-
ſchaftlicher, auch obendrein von einem Gieſchenke begleitet, aus
welchem ſie bei einigem Nachdenken ſchließen konnte, daß er
über ihre „Aufführung“ an dem gefürchteten Markttage, den
erſt die nächſte Woche brachte, ſchwerlich ſo unrnhig war, als er
ſich geſtellt hatte, um, freilich nicht eben unter einem fein-
gewählten Vorwande, den bekannten Zuſtand ſeiner Barſchaft
zu verbergen, den er in ſeinem erſten Briefe einzugeſtehen ſich
geſchämt hatte und der ſich ſeitdem in etwas gebeſſert haben
mochte.

Jn dieſem zweiten Briefe ſchrieb er: „Gottes Segen zum
Gruß und Jeſum zum Beiſtand. Herhzgeliebter Schatz, hertz-
geliebte Chriſtina ich kann es nicht unterlaſſen, vor lauter So
gen und Bekümmernus und Gedanken Dich zu beſchreiben, und
ich kann Tag und Nacht nicht ruhen, bis ich eine Antwort von
Dir hab. Bitte Dich um Gotteswillen, ſchreib Du mir, wie es
Dir geht und wie es mit Dir ſey. Jch kann Tag und Nacht
nicht ruhen vor lauter Seuftzen und Sorgen. Wann Du mir
etwas zu melden haſt, ſo ſchreib mir es gleich, ich will Di
verlaſſen ſo lang ich leb. Uebrigens ſchick ich hier einen
kleinen Gruß; wann Du mir ſchreiben tuſt, ſo will ich Dir ein
Mehreres ſchicken. Jch hab nicht Zeit, Dir mein gantzes, mein
gantzes Herz zu ſchreiben ich will Dich berichten, wann Du mir
wieder ſchreibſt. Brich den Brief an Deinen Vater auf. t

Jch verbleibe Dein getreuer

Dich nicht

biſt tauſendmal grüßt Schatzbis in den Tod.“
Der eingelegte Brief an den alten Hirſchbauer, den ſie leſen

ſollte, erhielt Verſicherungen ſeiner unwandelbaren Geſinnung,
wie folgt: „An meinen Vetter Müller. Jch kann nicht unter-
laſſen, an Euch zu ſchreiben, weilen Er ſo viele Müh an ſich
genommen und unterſchiedliche Sachen wegen Seiner Tochter
Namens Chriſtina mit mir geredet hat: ſo will ich Jhm redlich
ſchreiben wie ichs gegen ihr meine, daß ich keine Andre mehr
begehre als ſie. und ich ſobald ihrer nicht vergeſſen kann. Wann
es ſeyn kann, wie Er mit mir geredt hat, daß Er mit dem H.
Pfarrer und mit dem Chiruraus reden kfönnt, daß man uns
zahmen (zuſamen] laſſen will, ſo bin ich gleich reſolvirt, ſie zu
nehmen, denn ſo leicht kann ich Sie nicht laſſen, und Sie mich
nicht. Jch laſſe auch mein Leben, eh ich ſie entlaſſen oder ver-

ſſen will: ſo bitte ich Jhn nur herzlich. die Chriſtina ein ha
Jahr bei ihm zu behalten.“

Auch der Jnvalide erhielt einen Brief „in beliebigen Hän
den zu eröffnen“, welcher ſeine Zweifel wegen des Verhältniſſes

zu Chriſtinen nicht ſowohl widerlegen als einfach in folgenden
Schlußworten niederſchlagen ſollte: So lang ich einen
Blutstropfen im Leib hab, ſo will ich mich ihrer annehmen.
Hiemit will ich beſchließen und ſchließe Euch in die Vorſorg
Gottes.“

Der Hirſchbauer ſagte nach dem Empfang ſeines Briefes zu
der glügalichen Chriſtine: Er heit doch ein beſtändiges Gemüt.
Jch wollt's dir ja gern gönnen, daß ihr zuſammen kämet, aber
ich beſorg' mich eben, wenn er ſeinen Vater merken läßt, wie
es ihm ums Herz iſt, ſo läßt ihn der nicht zurück. Jch will jetzt
doch cinmal ins Pfarrhans gehen, oder vielleicht noch lieber
vorher zum Chirurgus. Fch weiß nicht, wo ich zuerſt hin ſoll.“

Chriſtine wußte es auch nicht. Jhre Gedanken waren allein
darauf gerichtet, wie ſie es angreifen ſolle, um einen recht
großen Brief zu ſchreiben, mit dem ihr Schatz zufrieden ſein
müßte, obgleich ſie ihn darin für ſeinen unmanierlichen Arg-
wohn recht heruntermackhen wollte. Sie dachte aber, ſie wolle
erſt den Markttag vorübergehen laſſen, um ihm dann ſchreiben
zu konnen, daß ſie nicht zum Tanze gegangen, ſondern den
ganzen Tag und Abend daheimgeblieben ſei.

Der Jnvalide ſchüttelte zu Friedrichs Betenerungen hart-
näckig den Kopf und ſagte beim Wein zu der Väckersfrau:
„Wenn ſo ein junger Menſch verliebt iſt, ſo meint er, es gebe in
der Welt nichts als ſeinen Gegenſtand, und wenn er einmal
zehn Jahr und drüber verheiratet iſt, ſo kann er oft gar nicht
begreifen, warum er grad' die genommen hat, da's doch ſo viel
andere gegeben hätte.“

„Beſtändiagkeit iſt doch eine Tugend,“ erwiderte die Väckerin.
„Aber arg iſt mir s einmal, daß der erſte Funke zu dem Brand
in meinem Haus hat angehen miiſſen. Wenn ich das vorgits
geſehen hätt', ſo hätt' ich mich lieber ohne mein Dötle bebolfen,
und dann wär' ſie ihm vielleicht in Jahr und Tag nicht vors
Ang' kommen. Mir ſchwant's, das Ding geht zu keinem guten
End'.“

„Wider das Schickſal iſt kein Kraut gewachſen,“ verſetzte der
Jnvalide. „Das iſt im Leben wie in der Schlacht: an cinem
fährt's vorüber, und den andern trifft's.“

Es kamen noch weitere Briefe von Friedrich, die ſich alle um
einen und denſelben Angelpunkt drehten. Von ſeinem eigenen
Ergehen ſchrieb er kein Wort, auch nicht von dem, was er in
fremden Lande zu ſehen und zu horen bekam. Dagegen zeigten
ſeine Briefe die Merkwiirdigkeit, daß ſie fortwährend mit der
Jahreszahl auf geſpanntem Fuße ſtand. Seine Hand ſchien
einen unbezwinglichen Widerwillen gegen dieſelbe zu empfin-
den. Jn allen dieſen Briefen hatte er immer zuerſt die falſche
Zahl hingeſchrieben, dann ausgeſtrichen und die richtige darüber-
geſetzt in einem war ſogar das falſche Datum unberichtigt
ſtehen geblieben. Allerdings ein unerheblicher Umſtand für
ein en, das kein andres Daiym kannte als „dieſen Tag“,
an welchem ſie ihrem Liebſten ſchrieb.

Fortſetzung folgt.
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waltung teilt mit: ahbends,d en r in Halle zaufgeliefertes, na etes Wer et unnachweisbar geworden, deſſen da aus aus folgenden Wertpapieren be

ſtanden hat: 4 Stück der vierten W n Kri leiheu je 10000 k. Lit. F. bis 947, r
cheinen vom 3. 1. 18 ab; Stück der veerten ozeniegsanleide zu ſe 5000 in Serie A 1 72 607 bis 728 610

und 1 662 564, nebſt Zinsſcheinen vom 1. 18 ab; 14 Stück der
ſechſten 5prozentigen Kriegsanleihe zu e wo Mr. Serie B
8 285 599 bis 3 285 600 und 3 8386 201 lis 8 Die 414
ſcheinen vom 3. 1. 18 ab; 34 Stück 4prozentigeanweiſungen der vierten Kriegsanleihe zu je r ppe

r 1 065 271 bis 1 066 804, nebſt Zinsſcheinen vom
1. 18 ab.

Da vermutlich Diebſtahl vorliegt und die 77 frr
kraftlos erklärt werden, wird vor ihrem Ankauf und vor
Einlöſung der Zinsſcheine gewarnt. Beim Vorkommen der
WVertpapiere oder Zinsſcheine wird Tbalten, den Vorzeiger tunlichſt feſtzuſtellen undh zejveberde oder der Kaiſerlichen u ehe
Halle ſogleich Mitteilung zu machen.w Sleidermarder treiben zurzeit ihr Unweſen in den beſſe

ren“ Lokalen der Stadt. Sie wenden dabei, wie r hiefigen
Blatle geſchrieben wird, folgend en Trick an: Er erſcheinenf Lokale zwei Damen in ſoſthaten Velourhüten,
Lackſchnhen und anſcheinend gediegenen Abendmänteln. Hierjede ch ſchon vorgegriffen und geſagt, daß dieſe auf Diebſtahl

sgehenden Damen „Frauenzimmer“ niederen Grades imv ter von kaum 17 Jahren waren. Jhr Trick iſt folgender“
Das eine der Mädchen bängt ſeinen Mantel auf irgend einen,
möglichſt wertvollen Heberzieher, letzteren mit dem Mantel
völlig einhüllend. Jn unmittelbarer Nähe laſſen ſie ſich nieder

d halten Umſchau. Gelingt es ihnen. den Eigentümer des
Ueberziehers zu ermitteln, etwa durch deſſen gelegentliches Aus
treten unter Mitnahme feines Hutes, ſo verſchwinden ſie ſofort
nach ihm mit ihrer Bente. Gelingt die Feftſtellung des Eigen
tümers nicht, ſo ſchließen ſie ſich beim Aufbruch einer Geſell
ſchaft von Damen und Herren an, die in unmittelbarer Nähe
die Deberkleider anlegen, und im Handumdrehen verſchwinden
ſie unter Mitnahme des in ihren Mantel eingehüllten Neber
ziehers. Den Beſuchern der Gaſtwirtſchaften iſt dringend an
zuraten, ihre äußere Hülle, heutzutage ein beſonders beyehrter
Artitkel, ſtets im Ange zu behalten, damit „Uebergriffe“, wie
der geſchilderte, vermieden werden.

um verfnmiten

22 V rhhee,ein Streckenläufer. Der iſt vermut
bei der Reviſion der Strecke von Trittbrettern eines vor

uber fahrenden Perſonenzuges beiſeite geſchleudert worden.

mr Ein großes Lager mit Diebes-r das aus verſchiedenen er in Kiel herrührt,ſt hier auf Er der dortigen Behörde beſchlagnahmt
worden. Meider, he, Anzugſtoffe, Wäſche, Puppen, Mili-
tärausrüſtungsſtücke, ein großer wertvoller Fernſtecher, Lederen und r. darunter über 200 verſchiedene r

ren Werkzeuge, Waffen und drei Hinterräder wurdenS Drei Familien kamen als Hehler in Frage.

wurden von einem aus hieſigem Orte ſtammenden
ſt red hierhergeſandt, der bereits hinter Schloß und Riegel
itt.

Allerlei.
Jum Wiederaufban Belgiens.

Einige belgeſche Prediger des nachtragenden Völkerhaſſes und
der Redancde haben dafür agitiert, nach dem Kriege die be
ſonders hart mitgenommenen Städte und Dörfer nicht wieder
am alten Ort aufzubauen, ſondern ſie „als Denkmäler deut
ſcher Barbarei dauernd in ihrem zerſtörten Zuſtand zu belaſſenund zum Bau gänzlich neuer Ortſchaften überzugehen. er
belgiſche Landwirtſchaftsminiſter Hellevutte hat nun dieſen
Fanatikern einen Strich durch die Rechnung gemacht Als Leiter
der Regierungspläne zum Wiederauſbau Belgiens hat er in
einew Vortrage zu Paris „den etwas leichtſinnig aufgeworfe-
z Gedanken jener Heikſporne abgetan Städte und Dörfer

ſich nicht wie Figuren auf dem Schachbrett willkürlich
verſe Jhre Lage werde durch viele Faktoren beſtimmt, vorehaig durch Flußläufe und Vegenete. Deshalb werde man

auch Hpern, Löwen. Dinant, Dixrmuiden, Nieuport, Raulers,
Dendermonde uſw. wieder an der alten Stelle aufbauen, und
zwar im neuen Bauſtil. Nur die architektoniſch beſondersSaratierin chen Bauwerke ſollten nach Möglichkeit mit ehr

erbietigem Takt wieder herzeſt'llt r
x Schwerin, Dezember. InfolgeUe hrens des auf Halt ſtehenden e in Görries

fuhr der Eilgüterzug mit Perſonenbeförderung Nr. 6075 zwi-a Wallſtraße und Schlachthof vor Station Schwerin in den

vor dem Einfahrtsſignal zum Bahnhof Schwerin, das auf Halt
ſtand, ſtehenden Güterzug Nr. 60 209. Der Schlußbremſer des

e e uäuberei. n Nürnberg wurden nicht weniger dennx onen, meiſt ganz junge h S rPea Diebſtahl und Ausraubu keteneſt genommen. Der e icht er t d amen
dieſer Paketmarder. iner der D er H.Ertl, mußte die Beraubung von 53 Paketen eingeſtehen.

Verbrannte Schuhfabrik. Lyoner Blätter melden aus Tou
daß die uhfabrik Cadot, eine der ſzebhten Schuh

fabriken Frankreichs, vollſtändig abgebrannt i

Gegen bettelnde Soldatenkrüppel. London, 17. Dezember.Daily Mail enthält folgende i „Die Polizei iſt eogf-
tragt worden, verwundete Soldaten, welche bettelngehen, indem ſie der Straße Muſik machen oder Wlder
zeichnen, f r le n.“

Letzte Nachrichten.
Für einen Waffenſtillſtand über Weihnachten.

Bern, 10. Dezember. 18 Mitglieder verſchiedener Parteiender Shweizeriſchen Bundesverſammlung haben
beim Bundesrat angefragt, ob es nicht Zeit ſei, bei den kriez-
führenden Staaten gegen die wirtſcha tlichen Ein
ſchränkungen zu proteſtieren und bei den Neutralen
einen gemeinſchaftlichen Schritt im Sinne des J guter
Dienſte behufs Anbahnung von Verhandlungen für einen all
gemeinen Waffenſtillſtand über die Weihnachts und Reujahrs-
zrit anzuregen.

Die Militärdiktatur in der Republik.
Paris, 19. Dezember. Eine neue Vorlage des franzöſiſchenJuſtizminifters ſetzt eine Strafe don fünf Ja hren Zucht

aus auf die Verleitung zum „Kleinmut“ durch Wort,
Schrift und Bild aus.

Die r in Frankreich iſt ſchon oft angekündigt,
ober nie erfolgt. Aus Paris wird gemeldet: Der Ernährungs-
miniſter erklärte im Senat, daß die Rationierung des Brotes
nnumgänglich wäre mit Rückſicht auf die Unmöglichkeit, aus
den Vereinigten Staaten und Argentinien die monatlich not-
wendigen 4 900 000 Tonnen einzuführen, da der zur Verfügung
ſtehende Schiffsrau nicht genüge.

Sprechſtunde der Redaktion von 12 vie 1 Uhr.

Pelzgarnituren in jeder Preislage. g, Allem Miächel.
Amtliche Bekanntmachungen.

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. September und
4. November 1915 wird der Verkauf des der Stadt überwieſenen 2990000000000000
Reiſes wie folgt geregelt:

Der Verkauf beginnt am Donnerstag den 290. Dezbr. 1917. Für
jede Perſon eines Haushaltes kann Pfund verabfolgt werden.
Der Verkaufspreis beträgt 80 Pfennige für das Pfund.

Die Käufer ſind verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern den
Reis einzukanfen, dei welchen ſie für den Bezug von Kolonialwaren
in die Kundenliſten eingetragen ſind.

Die Abgabe hat unter Abtrennung der Marke 120 des Waren-
bezugſcheines XII zu erfolgen.

Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Marken, zu r gebündelt, im Stadt-Ernährungsamt, Marktplatz 23 Obergeſchoß(Saal ünks) binnen 8 Tagen unter Angabe ihres dieſe tandes

einzureichen.
Zuwiderhandlungen unterliegen der Beſtrafung nach 8 17 der

Verordnung vom 25. September und 4. November 1915.
Halle, den 19. Dezember 1917. Der Magiſtrat.

Städtiſcher Verkauf von Zichorie
in der Talamtſchule am Donnerstag den 20. Dezember 1917.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Nummern der Lebens-

mittelſcheine 38501--43500 vormittags von i Uhr und die
Nummern von 43501-49000 nachmittags von 2—6 Uhr.

Der Preis für ein Paket beträgt 1.40 M.
Zur Beſchleunigung der Abfertigung wolle man abgezähltes

Geld bereithalten.

Halle, den 19. Dezember 1917. Der Magiſtrat.
Weihnachtsverteilnug.

Am Donnerstag den 20. Dezbr. 1917 wird auf dem ſtädtiſchen
Markt in der Talamtſchule der Weihnachtsverkauf von Tee, Kakao,
Schokolade und Kaffee fortgeſetzt.

Zugelaſſen werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine Nr. 38701
bis 43500 vormittags von 8 bis 12 Uhr und diejenigen der Nr.
43501 bis 49000 nachmittags von 2 bis 6 Uhr. Jedes Päckchen
bezw. jede Tafel koſtet 75 Pfg.

Es wird nochmals darauf hingewieſen, daß die einzelnen Haus
halte nur an den Tagen zu der Verloſung zugelaſſen werden, an
denen die Nummern ihrer Lebensmittelſcheine aufgerufen ſind.

Der Magiſtrat.Halle, den 19. Dezember 1917.

Auf rund der Bekanntmachung des Reichskanzlers über den
Verkehr mit Süßſtoff vom 20. Juli 1916 und der Verfügung
der Reichszuckerſtelle vom 28. Juli 1916 wird in Ergänzung
der Bekanntmachungen vom 7. September und 10. Oktober
1916 für den Stadtbezirk folgendes angeordnet:

Jeder Haushalt kann im Monat Dezember ein Briefchen
Süßſtoff ſogenannte H-Packung) zum Preiſe von 25 Pf. nach
Maßgabe der aufgedruckten Beſtimmungen in den Dro
geſchäften oder in den Apotheken käuflich erwerben. Auchenigen Haushalte, welche erſt in dieſem Monate ihren Suß-
Poft für den Monat November bezogen haben, ſind bere t
die für den Monat Dezember auf ſie entfallende Menge
ſtoff ebenfalls t zu entnehmen.

Bei dem Verkauf hat der Verkäufer in der Rublik Süßſtof
Spalke 4 des vom Käufer vorzulegenden Lebensmittelſcheine
den Kauf durch Eintragung des Datums mit Tinte oder an
gefeuchteten Tintenſtift anzumerken. Auf einen Lebensmittel
ſchein darf nur ein Briefchen abgehoben werden. Haus
baltungen, welche bei dieſer Verteilung keinen Saccharin er
halten, werden bei der nächſten Verteilung berückſichtigt.

Wegen der Ahgabe der Sü r argengn an Wirt
ſchafts- und Speiſebetriebe je t thäuſer, Kafferhäuſer,
Konditoreien, e Kantinen und ähnliche Betriebe wird
v 8 unſerer Vekanntmachung vom 10. Oktober 1916 ver
wieſen.

Zuwiderhandlungen ziehen die geſetzlichen Strafen nach ſich.
Halle, den 19. Dezember 1917. Der Magiſtrat.

II Frau v. Schulz
Sprechstunde v. 9--4 Uhr abends.

Steinweg 52. u

Konserven -Gewölbe
Seiststr. 70 empfiehlt Gaiststr. 70

2 deutsche Rotfweilne 1
und

Fernruf 83560. Fernruf 3560.

e Nänmaschine
c. i wen r. gebe ich noch preiswert ab.
G. Wurmst hmasohinen-Handlung,Werſeburgerſtraß 3241

Abllothel des praktiſchen Wiſſens

Nr. 3. Das Vormundſchaftsrecht. Von Hermann Pilz.

Preis 25 Pfg.
Nr. 5. Das Recht der unehelichen Kinder und der

Kindesmütter. Von Hermann Pilz.

Preis 75 Pfg.
Nr. 7. Re Rechte und Pflichten des Mieters.

Von Richard Lipinski, Preis 20 Pfg.
Gr. s. Nee Klage vor den Amts-Gewerbegerichten und

den Schiedsgerichten f. Arbeiter Verſicherung.

Von Hermann Lorenz Preis 60 Pfg.
Zu beziehen durch die

Halle. Volks Buchhandlung Halle.
Harz 4244.

Nachſtehend aufgeführte Perſonen haben uns den Verluſt ihrer
ſage Berta Noack, Forſterſtr. 41, 90 Zentner,

Wilhelm Leſſingſtr. 6, 60 Zentner, Richard Schmidt, Berndurgerſtraße v 100 Zentner, Margarete Joſephſon, Dompiatz 3,
100 Canper, Louis Schmidt, Hordorferſtr. 8. 35 entner, Hermann
Tiedtte, Spitze 22, 60 Zemmner, Erneſtine Schulze, Deſſauerfſtr. ha,
W ntner, Richard Schubert, e e 8, 70 Zeniner,
Z. Kärſch, Gr. Märkerſtr. 3, 60 Zentner, Anna Zeiſing, Trödel 12,

ntner, Frau Leinung, Schloſſerſtr. 1, uiner, Agnes KohlEichendorff ſtr. 26, 4ö Zeniner, Lerm. S ffenicht, immel-
ſtraße 17, 65 Zentner, eſe Zickmantel, Krauſenſtr. 26, 126 ntner,

Viax Leinung, Schloſſerſtr. 70 Zentner Briketts.Sämtlichen Soblenhkndlerg wird hiermit unterſagt, auf die

abbandengekommenen Bezugſcheine Kohlen zu liefern. Den Ver
lierern werden neue Scheine mit einem beſonderen Vermerk von
uns ausgeſtellt werden. Die Verlierer können die neuen Scheine
gegen Vorzeigung des Lebensmittelſcheines bei uns abholen.

Halle, den 17. Dezember 1917.
Die Ortskohlenſtelle, Markwlatz 22.

rnT

We r Damenhüte
Swümpfe be den heit e

e A. Hoppe, Hubgane b
than r 4 Thermosflaschen,

S halten heise et uJannusſlasohen von 6 an.

C. F. Ritter, u
Mitglied d. Kab.-Sp.- Vereins

Karhicd Tischlumpen
angekommen.

2 K arhid preiswert
äwinnn enden m
Schulbüucher aller An
San S i derkäſten,land C uſw.

Zu beziehen durch die

Zu haben;: Volks Zuch jhandlung
u S.. Harz 42/44.W du ch Plekate 2v r en Arbeitsmartkt

in allen ſeiten derdtadt, Le z t
zum Fensterputzen geſucht.
Verein. Glasermeistor,

21727 Harz 23.
Klavier, Violin-, Mandolinund Gitarre- Unterricht erteilt

2118) Wally May, Torſtrabe 49.
l FamilienNachrichten.

Lumpen, Knochen, Eisen,
2120 Metallg, Papier kauft Nachruf.

Am Sonntag den 186. Dez.
GroßeAlbert bole j. alen 22. verſtard nach längerem Leiden

Därme unſer treues Mitglied und
Mitbegründer unſeres Vereins,

zum Hausſchlachten gockeng z der Schloſſer
geſalzene, hat abzugebenGust. aproin.

Halle, Kl. Ulri 5 1Darmhandlung. v l. 2724.

Zrennholz,
klein geſchnitten, verkauft in La
arg en, Fuhren und T Aug

ausä. Lindner,
Fernivreche 40920.

im Alter von 64 Jahren.

hoch in Ehren halten.
Der Vorſtand des

öozialdemokrat. Vereins

u. S. P.

Geschäfte, die nicht in eurer Zeitung inse-
rieren, verzichten auf ArbelterkundschaftArbeifer! Berücksichtigt daher bei euren Einkäufen nur des

die Inserenten Volksblaftfs.

„ſheodor «uchocheren

Wir werden ſein Andenken

für Halle (gegr. 19. 4. 1889)
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